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Sehr geehrte Mandanten,

schon vor Jahren hat der BFH in verschiedenen Urteilen klargestellt, dass
Zuzahlungen zu oder auch die Übernahme von Fahrzeugkosten durch
den Arbeitnehmer zur Minderung des geldwerten Vorteils für die 
Überlassung des Dienstwagens führen.
Aktuell stellt nun jedoch das FG Münster mit Urteil vom 14.3.2019 
(Az: 10 K 2990/17 E) klar, dass eine Minderung des geldwerten Vorteils
des Arbeitnehmers aus der Überlassung eines betrieblichen Kraftfahr-
zeugs nur für solche Aufwendungen erfolgt, die für den Arbeitnehmer
aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen notwendig sind. Dies sind
Aufwendungen, die zur Erfüllung einer arbeitsvertraglichen Klausel oder
aber zur Inbetriebnahme des Fahrzeugs erforderlich sind. Im Urteilsfall
ließen die erstinstanzlichen Richter die anteilig auf die Garage eines 
Arbeitnehmers entfallenden Grundstückskosten nicht als Minderung des
geldwerten Vorteils für die Überlassung eines Fahrzeugs zu, wenn die
Unterbringung in der Garage als freiwillige (!) Leistung des Arbeitneh-
mers erfolgt.
Höchstrichterlich ist bisher noch nicht entschieden, ob sich auch frei-
willige Leistung des Arbeitnehmers mindernd bei der Bemessung der
Höhe des geldwerten Vorteils auswirken können. Revision wurde
gegen die vorliegende Entscheidung leider nicht eingelegt. Für die
Praxis empfiehlt es sich jedoch, in ähnlich gelagerten Fällen den 
Arbeitnehmer arbeitsvertraglich zu verpflichten, den Firmenwagen in
der privaten Garage unterzustellen. Besteht eine solche Verpflichtung,
sollten die anteiligen Garagenkosten auch wieder mindernd beim
geldwerten Vorteil für den Dienstwagen berücksichtigt werden 
können. Man muss halt nur wissen, wie!

Eine informative Lektüre wünschen Ihnen
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Neues aus 
der Kanzlei

44

Unser diesjähriges Sommerfest war ein voller Erfolg! 
Wir hatten wunderschönes Wetter beim Minigolfen und auch 

beim Wandern. Die Wanderung auf den Zollersteighof war super 

schön, wenn auch etwas anstrengend. Aber für den tollen Aus-

blick und den leckeren Kuchen hat sich jede Anstrengung ge-

lohnt! � Die Minigolfer konnten ihr Können auf dem Rapphof in 

Hechingen unter Beweis stellen und hatten damit jede Menge 

Spaß! Auch der kleine Spaziergang durch den Märchenpfad hat 

uns verzaubert. 

SHP-Sommerfest
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Wir hatten auch einige Jubilare zu verkünden: 

Herr Jochen Ringwald ist nun seit 10 Jahren bei Scharf · Hafner 

& Partner, seine Ehefrau, Frau Stefanie Ringwald, bereits seit 

15 Jahren. 

Unsere Auszubildenden Frau Laura Bliestle und Frau Kristin Plan-

kenhorn haben mit Bravour ihre Ausbildung zur Steuerfachange-

stellten absolviert. 

Wir konnten unsere Feierlichkeiten in einem wunderschönen Ambiente auf dem Lindich in Hechingen sehr genießen und  

ausklingen lassen. 

Frau Jutta Rager und Frau Alexandra Unger wurden für ihr  

15-jähriges Kanzlei-Jubiläum geehrt.

Und Herr Josef Birkle durfte dieses Jahr seinen 60. Geburtstag 

feiern.
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Alle  
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.09.

Umsatzsteuer

Lohnsteuer

Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Einkommensteuer

Kirchensteuer

Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.09. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge September 2019

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Sep-

tember ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 26.09.2019.

Solidaritätszuschlag: BMF informiert über Gesetz zu 
Rückführung

Das Bundesfinanzministerium hat seinen Referentenentwurf eines 

Gesetzes zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 bekannt ge-

geben. Wie es mitteilt, soll der Solidaritätszuschlag in einem ersten 

Schritt zugunsten niedrigerer und mittlerer Einkommen zurückgeführt 

werden. So würden rund 90 Prozent aller Zahler des Solidaritätszu-

schlags zur Lohnsteuer und veranlagten Einkommensteuer vom Soli-

daritätszuschlag vollständig entlastet.

Zum Hintergrund führt das Ministerium aus, der Solidaritätszuschlag 

sei eine Ergänzungsabgabe im Sinne des Artikels 106 Absatz 1 Nr. 6 

des Grundgesetzes zur Einkommensteuer und zur Körperschaftsteuer. 

Das Aufkommen stehe allein dem Bund zu. Der Solidaritätszuschlag 

sei durch das Gesetz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungs-

programms vom 23.06.1993 mit Wirkung vom Veranlagungszeitraum 

1995 an eingeführt worden. Er diene, flankiert von anderen Maßnah-

men eines Gesamtkonzepts, der Umsetzung des Föderalen Konsolidie-

rungsprogramms im Rahmen der Wiedervereinigung.

Bundesfinanzministerium, PM vom 12.08.2019

Verlustausgleich: Nicht mit Kirchensteuer- 
Erstattungsüberhang

Ein Erstattungsüberhang aus zurückgezahlter Kirchensteuer kann nicht 

mit Verlustvorträgen ausgeglichen werden und ist daher als Einkom-

men zu versteuern. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Im Streitfall wurde den Klägern für das Streitjahr 2012 in den Vorjah-

ren gezahlte Kirchensteuer erstattet, da sich aufgrund einer für diese 

Jahre durchgeführten Außenprüfung das zu versteuernde Einkommen 

gemindert hatte. Die Kläger gingen davon aus, dass der sich hieraus er-

gebende Erstattungsüberhang aus Kirchensteuer in Höhe von 166.744 

Euro mit einem Verlustvortrag aus den Vorjahren zu verrechnen sei. Fi-

nanzamt, Finanzgericht und schließlich auch der BFH lehnten dies ab.

Einkommensteuerrechtlich sei die gezahlte Kirchensteuer als Sonder-

ausgabe abzugsfähig (§ 10 Absatz 1 Nr. 4 des Einkommensteuergeset-

zes – EStG). Sonderausgaben minderten nicht bereits den Gesamtbe-

trag der Einkünfte, sondern erst das Einkommen (§ 2 Absatz 4 EStG). 

Die Erstattung von in Vorjahren gezahlter Kirchensteuer werde vorran-

gig mit Kirchensteuerzahlungen desselben Jahres verrechnet. Entsteht 

dabei ein Kirchensteuer-Erstattungsüberhang, führe dies nach einer 

seit 2012 geltenden Neuregelung zu einem „Hinzurechnungsbetrag“ 

(§ 10 Absatz 4b EStG). Bislang ungeklärt war laut BFH, ob der Hinzu-

rechnungsbetrag – vergleichbar mit einer Einkunftsart – den Gesamt-

betrag der Einkünfte erhöht und folglich dann durch einen Verlustvor-

trag, der nach der einschlägigen gesetzlichen Regelung (§ 10d Absatz

2 EStG) vom Gesamtbetrag der Einkünfte abzuziehen ist, ausgeglichen 

werden kann.

Der BFH begründet die Ablehnung einer dahin gehenden Verlustver-

rechnung damit, dass der Kirchensteuer-Erstattungsüberhang wie die

ursprüngliche gezahlte Kirchensteuer als – negative – Sonderausgabe

zu berücksichtigen ist. Durch die Hinzurechnung könne es daher – wie

im Streitfall – dazu kommen, dass Einkommensteuer gezahlt werden

muss, obwohl der Gesamtbetrag der Einkünfte nach Verlustausgleich

null Euro beträgt. Es komme dann zu einer Besteuerung allein des
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mit § 10 Ab-
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Streitjahr 2013, sind sie insoweit steuerpflichtig. Dies entschied das 

Finanzgericht (FG) Baden-Württemberg. Da Revision eingelegt wurde, 

ist die Entscheidung noch nicht rechtskräftig. Die Klage der Klägerin 

auf vollumfängliche Steuerbefreiung blieb erfolglos.

Die Klägerin ist für ein im Bereich der Behindertenhilfe tätiges ge-

meinnütziges Sozialunternehmen als Betreuerin mehrerer Personen 

selbstständig tätig. Ihr Aufwendungsersatz wird ausschließlich aus der 

Landeskasse aus dem Titel des Staatshaushalts Baden-Württemberg 
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Aufwandsentschädigungen k

Vorteils aus der Erstattung von (früheren) Abzugsbeträgen. Dies gelte 

auch dann, wenn sich die erstatteten Kirchensteuern im Zahlungsjahr 

letztlich nicht steuermindernd ausgewirkt haben, da der mit § 10 

satz 4b EStG verfolgte Vereinfachungszweck verfehlt würde, 

in jedem Einzelfall ermittelt werden müsste.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 12.03.2019, IX R 34/17

Steuerberater laut Steuerberaterverband keine 
Auftragsverarbeiter nach DSGVO

Der Deutsche Steuerberaterverband e.V. (DStV) geht ebenso wie die

Bundessteuerberaterkammer (BStBK) davon aus, dass Steuerberater,

die Löhne und Gehälter abrechnen, keine nur weisungsgebundenen

Auftragsverarbeiter im Sinne der Datenschutzgrundverordnung (DS-

GVO) sind. Anders sähen dies einzelne Landesdatenschutzbehörden, so

der DStV. Sie meinten, bei der Lohn- und Gehaltsbuchhaltung würden

Steuerberater nach Anweisung arbeiten und müssten deshalb eine Ver-

einbarung zur Auftragsverarbeitung mit ihren Mandanten schließen.

Dieser Auffassung stünden die Beratungspraxis und die zwingenden 

Berufsregeln der Steuerberater ausdrücklich entgegen, betont DStV-

Präsident Elster. Steuerberater würden immer eigenverantwortlich 

und unabhängig arbeiten. In der Praxis seien sie es, die sich etwa um 

die Ermittlung der korrekten Stundenvergütung und die Einhaltung des 

gesetzlichen Mindestlohns kümmern.

Die unterschiedlichen Positionen müssten im Interesse der Betroffe-

nen in den gemeinsamen Fachgremien der Datenschutzbehörden be-

handelt und rechtlich gelöst werden.

Deutscher Steuerberaterverband, PM vom 12.08.2019

Ehrenamtliche Betreuerin: Aus Landeskasse gezahlte 
können steuerpflichtig 

sein

Die aus der Landeskasse an die Klägerin für ihre selbstständige Täätig-

keit als ehrenamtliche Betreuerin gezahlten Aufwandsentschädigun-

gen sind nur in Höhe des Freibetrags nach § 3 Nr. 26b des Einkom-

mensteuergesetzes (EStG) steuerfrei. Übersteigen die Vergütungen 

den Freibetrag von 2.100 Euro beziehungsweise 2.400 Euro ab dem 

Landeskasse aus dem Titel des Staatshaushalts Baden-Württemberg 

„Auslagen in Rechtssachen“ bezahlt. Die Aufwandsentschädigung ist 

im Bürgerlichen Gesetzbuch geregelt und im Justizvergütungs- und 

Entschädigungsgesetz festgesetzt. Das beklagte Finanzamt berück-

sichtigte lediglich den Freibetrag nach § 3 Nr. 26b EStG. Diese Norm 

sei ab 2011 anzuwenden und gehe als Spezialvorschrift der von der Klä-

gerin genannten Steuerbefreiungsnorm § 3 Nr. 12 EStG vor.

Das FG Baden-Württemberg bestätigte die Auffassung des Finanz-

amts. Zum einen seien die Vergütungen an die Klägerin im Haushalts-

plan nicht als Aufwandsentschädigung ausgewiesen. Dies sei jedoch 

nach dem historischen Willen des Gesetzgebers, der Systematik und 

dem Zweck der Norm § 3 Nr. 12 EStG erforderlich. Auf die insoweit ge-

änderte Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs habe der Gesetzgeber 

umgehend reagiert und § 3 Nr. 12 Satz 1 EStG neu gefasst. Zum ande-

ren habe der Gesetzgeber mit § 3 Nr. 26b EStG ab dem Streitjahr 2011 

nach der Gesetzesbegründung eine neue Steuerbefreiungsvorschrift 

für ehrenamtliche Betreuer geschaffen. Diese Norm gelte ihrem Wort-

laut nach sowohl für aus der Landeskasse als auch für vom Betreuten 

bezahlte ehrenamtliche Betreuer. Sie regle die Entschädigungen an 

ehrenamtliche Betreuer abschließend und gehe § 3 Nr. 12 EStG zur 

gleichmäßigen steuerlichen Behandlung aller ehrenamtlichen Betreu-

er vor.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 06.03.2019, 2 K 317/17
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TTermine: Steuern und Sozialversicherung

11.03.

Umsatzsteuer

Lohnsteuer

Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Einkommensteuer

Kirchensteuer

Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.03. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Taage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Taage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge März 2019

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für März 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.03.2019.

Langsames Gesetzgebungsverfahren: 
Keine „Steuerpause“ bei Erbschaftsteuer 

Verzögerungen im Gesetzgebungsverfahren führen nicht zu einer 

Steuerpause. Auch die in der Zeit v 7..2016 bis zum 09.11.2016 

eingetretenen Erbfälle unterliegen der Erbschaftsteuer. Dies hat das 

Finanzgericht (FG) Köln entschieden.

Die Klägerin erbte im August 2016 ein Netto-Kapitalvermögen von 

rund 65.000 Euro. Daraufhin setzte das Finanzamt Erbschaftsteuer 

fest. Hiergegen wandte sich die Klägerin mit der Begründung, dass für 

die Zeit v 7..2016 bis zum 09.11.2016 kein wirksames Erbschaft-

steuergesetz bestanden habe und eine Festsetzung von Erbschaftsteu-

er daher nicht zulässig sei.

Dem ist das FG Köln entgegengetreten. Die Festsetzung der Erbschaft-

steuer sei rechtmäßig. Der Gesetzgeber habe mit dem am 09.11.2016 

im Bundesgesetzblatt verkündeten ErbStAnpG 2016 eine umfassen-

de und wirksame Rechtsgrundlage für die Besteuerung von Erbfällen 

und Schenkungen ab dem 01.07.2016 geschaffen. Die Neuregelungen 

entfalteten zwar in formeller Hinsicht eine echte Rückwirkung; diese 

Rückwirkung sei jedoch insbesondere unter Berücksichtigung der Ge-

samtumstände des Gesetzgebungsverfahrens zum ErbStAnpG verfas-

sungsrechtlich zulässig.

Die Klägerin hat die zugelassene Revision beim Bundesfinanzhof ein-

gelegt, die unter dem Aktenzeichen II R 1/19 geführt wird. 

Zum Hintergrund: Das Bundesverfassungsgericht hatte in seinem 

om 17Urteil v 7..12.2014 (1 BvL 21/12) die Fortgeltung des verfassungs-

widrigen Erbschaftsteuergesetzes angeordnet und den Gesetzgeber 

verpflichtet, bis spätestens 30.06.2016 eine Neuregelung zu schaffen. 

Während des Gesetzgebungsverfahrens kam es zu Verzögerungen. Die 

Neuregelung wurde erst am 09.11.2016 mit Wirkung zum 01.07.2016 

11.2018, 7 K 3022/17

verkündet.

FG Köln, Urteil vom 08. 7,, nicht rechtskräftig

Grundsteuer-Reform: Bund und Länder verständigen 
sich auf Eckpunkte

Bei Wohngrundstücken soll zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage 

an die aus dem Mikrozensus des Statistisches Bundesamtes abgelei-

teten durchschnittlichen Nettokaltmieten (Mieten aus dem Mikro-

zensus, nach Mietstufen gestaffelt) angeknüpft werden. Anstelle der 

durchschnittlichen Nettokaltmiete solle die tatsächlich vereinbarte 

Nettokaltmiete angesetzt werden, wenn der Eigentümer dem Mieter 

Grundstücke oder Grundstücksteile zu einer Nettokaltmiete überlasst, 

die bis zu 30 Prozent unterhalb der durchschnittlichen Nettokaltmiete 

liegt. Überlässt der Eigentümer dem Mieter Grundstücke oder Grund-

stücksteile zu einer Nettokaltmiete, die über 30 Prozent unterhalb der 

durchschnittlichen Nettokaltmiete liegt, soll die um 30 Prozent ge-

minderte durchschnittliche Nettokaltmiete anzusetzen sein.

Das Baujahr soll für die Ermittlung des Grundstückswerts ein notwen-

diger Bewertungsparameter sein. Für Gebäude, die vor 1948 erbaut 

wurden, soll aus Vereinfachungsgründen in der Erklärung die Angabe 

„Gebäude erbaut vor 1948“ genügen.

Ausgangspunkt für die Bewertung von Grund- und Boden sollen die 

Bodenrichtwerte sein. Die Finanzverwaltung soll ergänzende Vorgaben 

zur Bestimmung der Bodenrichtwertzonen (Größe) machen können, 
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§ 196 Absatz 1 Baugesetzbuch. Die Gutachterausschüss
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gehabt, 2017 dagegen nur noch 44,9 Millionen. Viele Mitglieder seien 

sehr alt, es rückten kaum jüngere nach, zudem träten jedes Jahr hun-

derttausende Mitglieder aktiv aus.

Dass die Kirchen trotzdem Rekordeinnahmen verzeichnen, liegt nach 

Angaben des IW an der guten wirtschaftlichen Situation in Deutsch-

land. Die Kirchensteuer werde auf die Einkommenssteuer fällig. Steige 

das Einkommen, müssten Kirchenmitglieder entsprechend mehr Kir-

chensteuer zahlen. In Baden-Württemberg und Bayern zahlten sie acht 

Prozent, im Rest des Landes neun Prozent auf die Einkommenssteuer. 

Im Schnitt müsse 2018 ein Katholik 291 Euro abführen, ein Protestant 

278 Euro. Seit Jahren steige der Durchschnittsbeitrag. Im Jahr 2019 

müssten Kirchenmitglieder doppelt so viele Steuern zahlen wie 2004. 

Das liege daran, dass es mehr Beschäftige als in früheren Jahren gibt 

und die Löhne gestiegen sind. Zudem verteile sich die Kirchensteuer 

auf immer weniger Köpfe. Viele Mitglieder müssten in ihren letzten 

Lebensjahren oftmals kaum Kirchensteuer zahlen, weil ihr Einkommen 

im Ruhestand zu niedrig ist.

In den nächsten fünf Jahren dürfte der Trend weiter anhalten, zeigt 

die IW-Studie. Selbst wenn die Kirchen wie in den vergangenen Jahren 

weiterhin jedes Jahr 500.000 Mitglieder verlören, stiegen die Einnah-

men weiter. Die katholische Kirche werde im Jahr 2023 ausgehend von 

der aktuellen Steuerschätzung voraussichtlich mehr als acht Milliar-

den Euro einnehmen, die evangelische Kirche komme dann auf rund 

der V

sieben Milliarden Euro.

Institut der deutschen Wirtschaft, PM vom 14.12.2018

Verzinsung von Steuernachzahlungen: Aussetzung 
Voollziehung möglich

Wegen verfassungsrechtlicher Zweifel an der Höhe des gesetzlich 

festgelegten Zinssatzes gewährt die Finanzverwaltung auf Antrag für 

Zinszeiträume ab 01.04.2012 Aussetzung der Vollziehung für Zinsen 

auf Steuernachzahlungen. Hierauf weist das rheinland-pfälzische Lan-

desamt für Steuern hin.

Voraussetzungen seien ein rechtzeitig eingelegter Einspruch gegen die 

Zinsfestsetzung und ein Antrag auf Aussetzung der Vollziehung der 

Zinsen. Die Zinsen müssten dann vorläufig nicht entrichtet werden.

Landesamt für Steuern Rheinland-Pfalz, PM vom 01.02.2019

 

 

 Kir

weder tatsächlich vereinbarte Mieten vorliegen noch orts

ten ermittelt werden können, soll anstelle des Ertragswertv

gegenüber dem geltenden Recht vereinfachtes Sachwertv

zuwenden sein (statt über 30 Angaben sind dann nur acht e

Die Reform wird nach Angaben des BMF aufkommensne

tet. Die Steuermesszahl für die Neuregelung des Grundste

wertungsrechts unter Berücksichtigung der Punkte 1 bis 4

konstanten Hebesätzen nach erster grober Schätzung 0,

Steuermesszahl werde nach Grundstücksarten differenz

jeweiligen Grundstücksarten werde die Steuermesszahl

überprüft und gegebenenfalls angepasst.

Für die Grundsteuer A für die Land- und Forstwirtschaft

tragswertverfahren, gemäß dem Gesetzentwurf des Bun

Drs. 515/16) eingeführt werden. Die Kommunen erhalten 

Option, eine Grundsteuer C auf unbebaute baureife Gru

erheben. Hinsichtlich der Auswirkungen für den Länderfina

werde eine Lösung erarbeitet.

Bundesfinanzministerium, PM vom 01.02.2019

rchensteuer: Steigende Einnahmen 
trotz Mitgliederschwundes

Die christlichen Kirchen in Deutschland verlieren jede

500.000 Mitglieder, verbuchen aber gleichzeitig Reko

nahmen. Das ist das Ergebnis einer Studie des Instituts de

Wirtschaft (IW). Hält der Trend an, nähmen die Kirchen i

mehr als 15 Milliarden Euro Steuern ein.

Laut IW verbuchten die Kirchen in 2018 rund 12,6 Mil

Steuern. Das seien rund 500 Millionen mehr als noch 201

so viel wie nie zuvor. Gleichzeitig verlören die Kirchen jed

glieder. 2004 hätten die Kirchen noch rund 51,6 Millione
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om 23.07

Meldepflicht für elektronische Kassensysteme: 
Vordruck abwarten

Das bayerische Landesamt für Steuern (LfSt) rät in Bezug auf die Mel-

depflicht für elektronische Kassensysteme, den amtlichen Vordruck 

abzuwarten.

Zum Hintergrund führt das LfSt aus, ab dem 01.01.2020 müssten 

Steuerpflichtige ihr elektronisches Aufzeichnungssystem an die Fi-

nanzämter melden. Betroffen seien vor allem Kassensysteme. Dem 

zuständigen Finanzamt seien unter anderem die Art und Anzahl der im 

jeweiligen Unternehmen eingesetzten elektronischen Aufzeichnungs-

systeme und der zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtungen 

mitzuteilen. Für Steuerpflichtige, die ein elektronisches Aufzeich-

nungssystem vor dem 01.01.2020 angeschafft haben, gelte dafür ei-

gentlich eine Frist bis zum 31.01.2020 (vgl. § 146a Absatz 4 AO).

Die Meldung an das Finanzamt sei nach der gesetzlichen Regelung aus-

schließlich mittels eines amtlich vorgeschriebenen Vordrucks möglich. 

Dieser stehe derzeit noch nicht zur Verfügung. Eine Meldung sei des-

halb noch nicht möglich, betont das LfSt. Betroffene Unternehmen 

sollten daher abwarten, bis der Vordruck veröffentlicht wird.

Bayerisches Landesamt für Steuern, PM v 7..2019

Betriebsunterbrechung bei Nutzungsüberlassung 
des Betriebsgrundstückes während einer Dauer von 
60 Jahren zu bejahen

Im Streitfall hatte der Erblasser seit Anfang der 1930-er Jahre auf ei-

nem Grundstück einen Brotgroßhandel betrieben. Das ursprünglich 

mit Hallen und ab 1947 mit einem Lagerraum, mehreren Garagen so-

wie einem Wohn- und Verwaltungsgebäude bebaute Betriebsgrund-

stück wurde ab 1953 verpachtet, nachdem der Brothandel verkauft 

worden war. Erst 2015 wurde ein Neubau mit 44 Wohneinheiten auf 

dem Grundstück errichtet.

Die Erben nach dem 1985 verstorbenen Erblasser begehrten die Fest-

stellung der Einkünfte aus der Nutzungsüberlassung des Grundstücks 

Das Gericht hat erkannt, dass 1953 lediglich eine Betriebsunterbre-

chung und keine Betriebsaufgabe erfolgt sei. Das Grundstück sei – im 

Gegensatz zu dem zusammen mit dem Brothandel veräußerten Fahr-

zeug – wesentliche Betriebsgrundlage gewesen und habe bis zur Neu-

bebauung im Jahr 2014 einem identitätswahrenden Betrieb dienen 

können. Dass in dem Kaufvertrag des Jahres 1953 ein Wettbewerbs-

verbot vereinbart worden sei, ändere daran nichts, weil die Möglich-

keit zur Aufnahme eines Betriebes in ähnlicher Weise bestanden habe. 

Auch reiche es aus, dass der Betrieb erst von der dritten Generation 

identitätswahrend hätte fortgeführt werden können; eine feste zeitli-

che Grenze bestehe insoweit nicht. 

FG Hamburg, Urteil vom 26.03.2019, 6 K 9/18; BFH-Az.: IV R 13/19

EuGH-Vorlage: Vorsteuerabzug für Ausbau-
maßnahmen an öffentlichen Straßen?

Der Bundesfinanzhof (BFH) sieht es als möglich an, dass ein Unter-

nehmer, der im Auftrag einer Stadt Baumaßnahmen an einer Gemein-

destraße vornimmt, aus von ihm hierfür bezogenen Bauleistungen 

entgegen seiner bisherigen Rechtsprechung zum Vorsteuerabzug be-

rechtigt ist. Er hat daher mehrere Rechtsfragen zur Auslegung des inso-

weit zu beachtenden Unionsrechts dem Gerichtshof der Europäischen 

Union (EuGH) vorgelegt.

Dem klagenden Unternehmen, einer GmbH, war die Genehmigung 

zum Betrieb eines Steinbruchs unter der Auflage erteilt worden, eine 

für den Abtransport des gewonnenen Kalksandsteins zu nutzende öf-

fentliche Gemeindestraße auszubauen. Die Stadt war Eigentümerin 

der Straße. Aus den für den Ausbau von anderen Unternehmern bezo-

genen Bauleistungen machte die GmbH den Vorsteuerabzug geltend.

Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass die Klägerin mit dem Aus-

bau der Straße eine umsatzsteuerpflichtige unentgeltliche Werklie-

ferung (§ 3 Absatz 1b Satz 1 Nr. 3 des Umsatzsteuergesetzes) an die 

Stadt erbracht habe. Das Finanzgericht (FG) gab der dagegen erho-

benen Klage teilweise statt. Es entschied, dass die Voraussetzungen 

für eine Besteuerung der Ausbaumaßnahme an der Gemeindestraße 

Unternehmer

 

 

 

als solche aus Vermietung und Verpachtung und nicht aus Gewerbebe-

trieb. Im Klageverfahren beriefen sie sich darauf, der Betrieb sei bereits 

1953 mit der Veräußerung des Brothandels aufgegeben worden.

nicht vorlägen. Allerdings seien die Vorsteuerbeträge für die im un-

mittelbaren Zusammenhang mit der Ausbaumaßnahme angefallenen 

Eingangsumsätze nicht zu berücksichtigen.
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Das SG hat die überregionalen Weisungen der Agentur für Arbeit über-

Tprüft. Hier wird angegeben, die Taatbestandsvoraussetzungen seien nur 

dann zu prüfen und das Ermessen auszuüben, wenn für den Betroffe-

nen keine Stellenangebote gemeldet seien. Hieraus ergibt sich nach 

Auffassung des LG, dass die Beklagte in ihren Weisungen den Vermitt-

lungsvorrang verabsolutiert. Die Prüfung eines Vorrangs der Vermitt-

Tlung werde sogar noch vor Prüfung der Taatbestandsvoraussetzungen 

gezogen weshalb ein Bescheid auf Grundlage dieser Weisungen an ei-
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TW

individueller Prüfung r

T

Dieser Auffassung des FG ist – wie der BFH im Vorlagebeschluss zum 

Ausdruck bringt – nach Maßgabe nationalen Umsatzsteuerr

folgen: Die Klägerin habe keinen Anspruch auf den Vorsteuerab

da die Eingangsleistungen in der Absicht bezogen wurden, sie 

nichtwirtschaftliche Täätigkeit (unentgeltliche Lieferung an 

zu verwenden. Allerdings könnte das Unionsrecht eine abweichende 

Lösung nahelegen.

Insoweit will der BFH mit seinem Vorabentscheidungsersuchen zu-

nächst geklärt wissen, ob aufgrund neuerer EuGH-Rechtsprechung ein 

Vorsteuerabzug zu gewähren ist (Vorlagefrage 1). Sollte der EuGH dies 

bejahen, stelle sich die weitere Frage, ob der Vorsteuerabzug mit einer 

Umsatzsteuerforderung aus einer Leistung an die Gemeinde saldiert 

werden muss. Insoweit werde der EuGH hilfsweise zu klären haben, ob 

die Ausbaumaßnahme für die Stadt entweder zu einer entgeltlichen 

Lieferung von Gegenständen führt (Vorlagefrage 2), oder – wenn eine 

unentgeltliche Leistung vorliegt – ob die Voraussetzungen für die so 

genannte Entnahmebesteuerung vorliegen (Vorlagefrage 3).

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 13.03.2019, XI R 28/17

Ablehnung eines Gründungszuschusses bei Fehlen 
rechtswidrig

Ein Bescheid über die Ablehnung eines Gründungszuschusses ist auf-

grund eines Ermessensnichtgebrauchs rechtswidrig und die Beklagte zur

Neubescheidung zu verurteilen, wenn sie entsprechend ihrer überregi-

onalen Weeisungen den Vermittlungsvorrang als Taatbestandsmerkmal

und nicht als Ermessensgesichtspunkt behandelt. Eine Ermessensunter-

schreitung liegt jedenfalls dann vor, wenn die Agentur für Arbeit keine

individuelle Prüfung des Falles vornimmt, sondern unter Angabe eines

angeblich bestehenden Vermittlungsvorrangs pauschal die Gewährung

des Gründungszuschusses ablehnt. Dies stellt das SG Stuttgart klar.

Der Kläger begehrte die Gewährung eines Gründungszuschusses. Die 

in § 93 Sozialgesetzbuch III (SGB III) genannten Taatbestandsvorausset-

zungen lagen unstreitig vor. Obwohl die Agentur für Arbeit dem Kläger 

in fünf Monaten, die er bei ihr bereits arbeitslos gemeldet war, keinen 

einzigen Vermittlungsvorschlag unterbreitete, lehnte sie die Gewäh-

rung eines Gründungszuschusses mit der Begründung ab, es bestünde 

ein Vermittlungsvorrang (vgl. § 4 SGB III).

gezogen, weshalb ein Bescheid auf Grundlage dieser Weisungen an ei-

nem Ermessensnichtgebrauch leide. Im Fall des Klägers habe jedenfalls 

eine Ermessensunterschreitung vorgelegen, da die Beklagte keinen 

einzigen individuellen Gesichtspunkt seines Falles in der als solcher 

Differ

bezeichneten Ermessensausübung gewürdigt habe. Sie sei deshalb zur 

Neubescheidung zu verurteilen gewesen.

SG Stuttgart, Gerichtsbescheid vom 02.10.2018, S 6 AL 1479/18

renzbesteuerung beim „Ausschlachten“ von 
Gebrauchtfahrzeugen

om 23.2.2017Was der BFH bereits 2017 entschieden hat (Urteil v 7,, Az. V 

R 37/15), wird jetzt endlich auch im Umsatzsteuer-Anwendungserlass 

(UStAE) festgeschrieben. Dort wird in Abschnitt 25a.1. der Absatz 4 

UStAE um die folgenden Regelungen ergänzt:

Die Differenzbesteuerung ist auch dann anwendbar, wenn ein Un-

ternehmer Gegenstände liefert, die er gewonnen hat, indem er 

die zuvor von ihm erworbenen Gebrauchtgegenstände, z. B. Ge-

brauchtfahrzeuge, zerlegt hat.

Die Einkaufspreise der ausgebauten und weiterverkauften Einzel-

teile sind im Wege der sachgerechten Schätzung zu ermitteln.

Die Schätzungsgrundlage ist in einer Anlage zu den Warenein-

gangsrechnungen zu erläutern und – soweit vorhanden – durch er-

gänzende Unterlagen zu belegen.

T

Weiterhin nicht anwendbar ist die Differenzbesteuerung, wenn aus 

den ausgebauten Teeilen etwas Neues entsteht. Im Gesetz heißt es 

dazu: „Wird aus mehreren Einzelgegenständen, die jeweils für sich die 

Voraussetzungen der Differenzbesteuerung erfüllen, ein einheitlicher 

Gegenstand hergestellt oder zusammengestellt, unterliegt die an-

schließende Lieferung dieses „neuen“ Gegenstandes nicht der Diffe-

renzbesteuerung.“
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Erweiterte Kürzung bei Gewerbesteuer: Beteiligung 
an GbR kann Grundbesitz sein

Unterliegt eine grundstücksverwaltende Gesellschaft nur kraft ihrer 

Rechtsform der Gewerbesteuer, kann sie die erweiterte Kürzung bei 

der Gewerbesteuer auch dann in Anspruch nehmen, wenn sie an einer 

rein grundstücksverwaltenden, nicht gewerblich geprägten Personen-

gesellschaft beteiligt ist. Dies hat der Große Senat des Bundesfinanz-

hofs (BFH) zu § 9 Nr. 1 Satz 2 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) 

entschieden. 

Gewerblich tätige Personen- und Kapitalgesellschaften unterliegen der 

Gewerbesteuer. Soweit sich allerdings solche Gesellschaften auf die 

Verwaltung ihres eigenen Grundbesitzes beschränken, ist der daraus 

Terwirtschaftete Gewinn durch den Taatbestand der erweiterten Kürzung 

in diesem Umfang vollständig von der Gewerbesteuer ausgenommen. 

Klägerin in dem Revisionsverfahren, das zur Vorlage an den Großen 

Senat führte, war eine gewerblich geprägte GmbH & Co. KG, die an 

einer rein vermögensverwaltenden GbR beteiligt war. Diese GbR war 

wiederum Eigentümerin einer Immobilie. Die Klägerin machte für ihre 

aus der Beteiligung an der GbR bezogenen anteiligen Mieterträge die 

erweiterte Kürzung geltend. Das Finanzamt lehnte dies ab, weil die Be-

teiligung an der GbR im Sinne des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG kein eigener 

Grundbesitz der Klägerin sei, sondern Grundbesitz der GbR. 

Der vorlegende IV. Senat des BFH wollte dieser Auffassung des Finanz-

amtes nicht folgen, sah sich an einer entsprechenden Entscheidung 

aber durch ein Urteil des I. BFH-Senats vom 19.10.2010 (I R 67/09) 

om 21.07gehindert. Er rief daher mit Vorlagebeschluss v 7..2016 (IV

R 26/14) den Großen Senat zur Klärung der Rechtsfrage an. Der IV. 

Senat war der Ansicht, dass steuerrechtlich das Eigentum einer ver-

mögensverwaltenden Personengesellschaft den hinter ihr stehenden 

Gesellschaftern anteilig zuzurechnen sei. Ein im zivilrechtlichen Eigen-

tum der Personengesellschaft stehendes Grundstück sei daher eigener 

Grundbesitz der Gesellschafter der GbR.

Dem folgte der Große Senat. Ob eigener Grundbesitz im Sinne der 

gewerbesteuerrechtlichen Kürzung vorliegt, richte sich nach den all-

Berücksichtigung des gewerbesteuerrechtlichen Belastungsgrundes 

sei unter eigenem Grundbesitz im Sinne des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG 

der zum Betriebsvermögen des Unternehmers gehörende Grundbesitz 

zu verstehen. Auch aus dem historischen Regelungskontext und der 

Entstehungsgeschichte der Norm sah sich der Große Senat bei dieser 

Auslegung, die zugunsten der Steuerpflichtigen wirkt und für den Im-

mobilienbereich von großer Bedeutung ist, bestätigt. 

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 25.09.2018, GrS 2/16

Gemischt genutztes Gebäude: Zur Aufteilung von 
Vorsteuerbeträgen nach Flächenschlüssel

Das Finanzgericht (FG) Düsseldorf hat einen Rechtsstreit über die Auf-

teilung von Vorsteuerbeträgen bei einem gemischt genutzten Gebäu-

de nach über zehn Jahren endgültig beendet. 

Im Streitjahr 2004 wurde ein von der Klägerin errichtetes Wohn- und 

Geschäftsgebäude mit Tiefgaragenstellplätzen fertiggestellt. Das Ge-

bäude wurde teilweise umsatzsteuerfrei und teilweise umsatzsteuer-

pflichtig vermietet. Die Klägerin ermittelte den Anteil der abziehbaren 

Vorsteuerbeträge für die Errichtung und den Unterhalt des Gebäudes 

nach dem so genannten objektbezogenen Umsatzschlüssel, also nach 

dem Verhältnis der steuerpflichtigen zu den steuerfreien Ausgangsum-

sätzen.

Das beklagte Finanzamt vertrat demgegenüber die Auffassung, dass 

die Vorsteuer nach dem so genannten Flächenschlüssel aufzuteilen sei 

und reduzierte den von der Klägerin begehrten Vorsteuerabzug. Soweit 

die Vorsteuer auf die steuerfrei vermietete Gebäudefläche entfalle, 

scheide ein Vorsteuerabzug der Klägerin aus.

Im ersten Rechtsgang gab das FG Düsseldorf der Klägerin mit Urteil 

vom 11.09.2009 (1 K 996/07 U) teilweise Recht. In dem von beiden 

Beteiligten betriebenen Revisionsverfahren holte der Bundesfinanz-

hof (BFH) eine Vorabentscheidung des Europäischen Gerichtshofs ein 

(EuGH, Urteil vom 09.06.2014, C-332/14). Anschließend entschied 

der BFH mit Urteil vom 10.08.2016 (XI R 31/09), dass bei der Her-

stellung eines gemischt genutzten Gebäudes für den Vorsteuerabzug 

Unternehmer

gemeinen ertragssteuerrechtlichen Grundsätzen. Nach der Systema-

tik und dem Regelungszweck der erweiterten Kürzung sowie unter 

der objektbezogene Flächenschlüssel regelmäßig eine präzisere Auf-

teilung der Vorsteuer als der Umsatzschlüssel ermögliche. Dies gelte 
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nicht, wenn die Nutzflächen wegen ihrer unterschiedlich

tung (zum Beispiel Höhe der Räume, Dicke der Wände 

Innenausstattung) nicht miteinander vergleichbar seien.

Die Sache wurde zur weiteren Sachaufklärung an das FG

zurückverwiesen. Im zweiten Rechtsgang hat dieses die

endgültig abgewiesen. Die Vorsteuer sei im Streitfall zu

dem Flächenschlüssel aufgeteilt worden. Der Steuerpfli

die Feststellungslast für erhebliche Ausstattungsunter

 

hen Ausstat-

und Decken, 
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e Klage nun 

u Recht nach 

ichtige trage 
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rechtfertigen 
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auf die Nutz-

Vielzahl der 

und teils zu 

nicht ermit-
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sei. 

2798/16 U, 

riums (BMF) 

ußerung von 

zhofes (BFH) 

er bisherigen 

teil an einem 

eine Beurtei-

Gegenstand 

und verweise 

m 15.12.2005 

Die Aufspaltung der Verfügungsmacht an einem Gegenstand mit der 

Folge, dass mehrere Personen das Recht innehaben, über einen Gegen-

stand wie ein Eigentümer zu verfügen, entspreche damit der Rechts-

position des Miteigentümers, der nach § 747 Bürgerliches Gesetzbuch 

über seinen Miteigentumsanteil frei verfügen könne. 

Miteigentum nach Bruchteilen sei seinem Wesen nach dem Alleinei-

gentum gleichartig, sodass der Miteigentümer dieselbe Rechtsposition 

om 10.05.2007habe wie ein Eigentümer (Bundesgerichtshof, Urteil v 7,, 

V ZB 6/07). Bestätigt werde diese Auffassung dadurch, dass das Mit-

eigentum als Bruchteil an einem Gegenstand im Wirtschaftsleben wie 

ein Gegenstand behandelt werde.

Das BMF hat das BFH-Urteil zum Anlass für eine Änderung des Um-

satzsteuer-Anwendungserlasses (UStAE) genommen. Danach wird 

Abschnitt 3.5 wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird in der Nummer 5 der Punkt am Ende durch ein 

Semikolon ersetzt und folgende Nummer 6 angefügt: „6. 1die Über-

tragung von Miteigentumsanteilen (Bruchteilseigentum) an einem 

Gegenstand im Sinne des § 3 UStG (vgl. BFH-Urteil vom 18. Februar 

2016, V R 53/14, BStBl 2019 II S. XXX) - siehe auch für Anlagegold 

Abschnitt 25c.1. 2Zur Übertragung eines Miteigentumsanteils zur Si-

cherheit vgl. Abschnitt 3.1 Abs. 3 Satz 1 und Abschnitt 1.2 Abs. 1.“

b) In Absatz 3 wird Nummer 2 gestrichen. 

Laut BMF sind die Grundsätze seines aktuellen Schreibens in allen of-

fenen Fällen anzuwenden. Bei vor dem Datum der Veröffentlichung im 

Bundessteuerblatt ausgeführten Leistungen werde es jedoch – auch 

für Zwecke des Vorsteuerabzugs – nicht beanstandet, wenn zwischen 

den Beteiligten entsprechend der bisherigen Verwaltungsauffassung 

übereinstimmend von sonstigen Leistungen ausgegangen wird. 

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 23.05.2019, III C 2 - S 

7100/19/10002 :002

 

die Feststellungslast für erhebliche Ausstattungsunter

die Anwendung des objektbezogenen Umsatzschlüssels r

würden. Im Streitfall könne trotz der Unterschiede in Bau

stattung nicht davon ausgegangen werden, dass sich die H

kosten des Gebäudes nicht mehr annähernd gleichmäßig a

flächen des Gebäudes verteilen würden. Angesichts der 

Unterschiede in der Bauausführung, die teils zu höheren 

niedrigeren Herstellungskosten geführt hätten, ließe sich 

teln, ob die Ausstattung der steuerpflichtig vermieteten La

einem solchen Maße von der Ausstattung der steuerfrei 

Wohnungen abweiche, dass die Nutzflächen nicht mehr 

und die Aufteilung nach Flächen nicht mehr sachgerecht s

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 20.07.2018, 1 K 

rechtskräftig

Umsatzsteuer: Veräußerung von 
Miteigentumsanteilen als Lieferung

In einem aktuellen Schreiben des Bundesfinanzminister

geht es um die umsatzsteuerliche Behandlung der Veräu

Miteigentumsanteilen an einem Gegenstand.

Das BMF nimmt Bezug auf ein Urteil des Bundesfinanz

vom 18.02.2016, wonach der BFH unter Aufgabe seine

Rechtsprechung davon ausgeht, dass der Miteigentumsant

Gegenstand geliefert wird (V R 53/14). Der BFH halte e

lung der Übertragung des Miteigentumsanteils an einem 

als sonstige Leistung als nicht mit Unionsrecht vereinbar u

hierzu auf das Urteil des Europäischen Gerichtshofes vom

(C-63/04, Centralan Property Ltd.). 
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Finanztransaktionsteuer: Bundesregierung verweist 
auf positive Erfahrungen in anderen Ländern

Nach Ansicht der Bundesregierung wird die geplante Einführung einer

Finanztransaktionsteuer keine negativen Effekte auf die Finanzstabilität

haben. In ihrer Antwort (BT--Drs. 19/12142) auf eine Kleine Anfrage der

FDP-Fraktion (BT--Drs. 19/11620) heißt es, die Erfahrung mit einer Fi-

nanztransaktionsteuer in zahlreichen Industrieländern wie zum Beispiel

Frankreich, Italien, Belgien, Finnland und Irland belegten, dass ein signi-

fikanter Rückgang der Aktienquote im Anlageverhalten der Sparer nicht

zu befürchten sei. Der Bundesfinanzminister gehe davon aus, dass noch

im Jahr 2019 eine Einigung unter den Finanzministern der verstärkten Zu-

sammenarbeit in roopäischen Union herbeigeführt werden könne.

In der Vorbemerkung der Bundesregierung zur Antwort auf die Kleine 

Anfrage wird auf den Beschluss von Deutschland und Frankreich im 

Jahr 2018 verwiesen, den stockenden Verhandlungen über die Einfüh-

rung einer Finanztransaktionsteuer einen neuen Impuls zu geben und 

die Verhandlungen auf EU-Ebene zu einem erfolgreichen Abschluss 

zu bringen. Die in Frankr r,, die 

vornehmlich auf eine Besteuerung von Transaktionen mit im Inland 

emittierten Aktien abzielt, solle dabei grundsätzlich als Vorbild dienen. 

Die zum Beispiel auch in Italien eingeführte Finanztransaktionsteuer 

auf Aktientransaktionen habe sich bewährt, erklärt die Bundesregie-

rung in der Antwort.

Deutscher Bundestag, PM vom 13.08.2019

Umfassende Vermögensverfügungsbefugnis eines 
Trust-Errichters: Vermögen geht nicht auf Trust über

Behält sich der Erblasser als Errichter eines Trusts eine umfassende 

Vermögensverfügungsbefugnis vor, geht das eingebrachte Vermögen 

nicht auf den Trust über, da der Trust über das Vermögen im Verhält-

nis zum Errichter nicht tatsächlich und rechtlich frei verfügen kann. 

Dies hat FG Schleswig-Holstein entschieden und hinzugefügt, dass im 

TFall des Toodes des Errichters das so im Trust angelegte Vermögen zum 

Nachlass gehört und damit der Erbschaftsteuer unterliegt.

Der C-Trust wurde 1997 nach den gesetzlichen Vorschriften von 

Guernsey durch O und den Kläger gegründet und mit Vermögen der 

Erblasserin, welche als Errichterin des Trusts fungierte, ausgestattet. 

Die Errichterin behielt sich umfassende Weisungs- und Herrschafts-

befugnisse vor. Als sie verstarb, entstand zwischen dem Finanzamt und 

eit darüberdem Kläger Str r,, ob für das in den Trust eingebrachte Vermö-

gen Erbschaftsteuer zu entrichten war.

Das hat das FG bejaht. Gemäß § 3 Absatz 1 Nr. 1 Erbschaftsteuer- und 

Schenkungsteuergesetz (ErbStG) unterliege der Erbschaftsteuer als 

TErwerb von Toodes wegen der Erwerb durch Erbanfall (§ 1922 Bürger-

T

Tliches Gesetzbuch). Mit dem Tood einer Person gehe deren Vermögen 

als Ganzes auf den oder die Erben über. Zum Zeitpunkt des Toodes sei

Tdie Erblasserin noch Inhaberin des über den C-Trrust angelegten Vermö-

gens gewesen. Beim C-Trust habe es sich jedenfalls bis zum Ableben 

der Errichterin und Erblasserin nicht um eine verselbstständigte Ver-

mögensmasse im Sinne des § 7 Absatz 1 Nr. 8 Satz 2 ErbStG gehan-

Kapital-

 

 

 

 

 

 

 

 

om 25.07

weis auf r
Antrag auf Erstattung der deutschen Steuer auf 
Kapitalerträge: Hin reedaktionelle Änderungen

Über eine Änderung des Vordrucks „Antrag auf Erstattung der deut-

schen Steuer auf Kapitalerträge (de/en)“ informiert das Bundeszent-

ralamt für Steuern (BZSt).

Zur Angleichung der englischsprachigen Version des Formulars an die 

deutschsprachige Fassung seien redaktionelle Änderungen vorgenom-

men worden. Der Vordruck sei nun sowohl in der deutschen als auch in 

der englischen Sprachfassung inhaltlich identisch aufgebaut.

Der Antrag steht auf den Seiten des BZSt online zur Verfügung.

Bundeszentralamt für Steuern, PM v 7..2019

g § g

delt, deren Zweck auf die Bindung von Vermögen gerichtet gewesen 

sei. Dem stünden die getroffenen Regelungen über eine umfassende 

THerrschaftsbefugnis der Erblasserin bis zu ihrem Tood sowie die tatsäch-

liche Vertragsdurchführung in Gestalt zahlreicher auf Anweisung der 

Erblasserin zu ihren Gunsten durchgeführter Vermögensverfügungen 

entgegen. Die Gesamtheit der getroffenen Vertragsregelungen und die 

T

Tbis zum Tood gelebte Vertragspraxis sei auf eine Kapitalanlage der Erb-

lasserin im Mantel eines rrusts gerichtet gewesen. 

FG Schleswig-Holstein, Urteil vom 23.01.2019, 3 K 41/17; BFH-Az.: II 

R 13/19
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ert, 

nne aus Op-

ich nicht an-

der FDP-Frak-

n handele es

Die Klägerin ist eine Schifffahrtsgesellschaft in der Rechtsform einer 

GmbH & Co. KG. Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb und 

Betrieb eines Schiffes. Sie ermittelte ihren Gewinn seit 2004 nach § 5a 

Absatz 1 EStG. Im Emissionsprospekt hieß es unter anderem: „… Ein 

Wechselkursrisiko besteht daher nur im Hinblick auf die Leistung der 

TAuszahlungen an die Gesellschafter, einen Teeil der Schiffbetriebskos-

ten sowie die Gesellschaftskosten. Im Rahmen der Prognoserechnung 

wurde über die gesamte Laufzeit des Fonds mit einem Wechselkurs

 

 
 

T

T

T

T

Optionsgeschäfte: Gewinne werden besteuert
Verluste nicht berücksichtigt

Die Bundesregierung hält an ihrer Auffassung fest, Gewinne aus 

tionsgeschäften zu besteuern, Verluste allerdings steuerlich 

zuerkennen.

In der Antwort (BT--Drs. 19/1138) auf eine Kleine Anfrage der FDP

tion (BT--Drs. 19/10976) heißt es, bei Optionsgeschäften handele es 

sich um hochspekulative Geschäfte, die aufgrund der Rechtsprechung 

des Bundesfinanzhofs steuerlich günstiger behandelt würden als dies 

im Unternehmensteuerreformgesetz 2008 bezweckt gewesen sei. Mit 

einer Gesetzesänderung solle jetzt der ursprüngliche Gesetzeszweck 

wiederhergestellt werden, so die Bundesregierung. Wenn der Steuer-

pflichtige das hochspekulative Risiko eines Optionsgeschäfts eingehe 

und hieraus Wertzuwächse erzielt würden, seien diese der Einkom-

mensbesteuerung zu unterwerfen. Andernfalls bestehe die Gefahr, 

dass Kapitalerträge über Gestaltungen mit diesen Derivaten der Be-

steuerung entzogen werden könnten.

Der Gesetzgeber sei allerdings beim Verfall einer Option nicht ge-

zwungen, die Allgemeinheit mit den Kosten des Steuerpflichtigen für 

seine Risikogeschäfte zu belasten, wenn die Spekulation nicht aufgehe. 

In der Antwort wird außerdem auf die Anwendung verschiedener Ur-

teile des Bundesfinanzhofs eingegangen.

Deutscher Bundestag, PM vom 02.08.2019

Devisentermingeschäft eines Publikums-
Schiffsfonds: Gewinne unterfallen nicht der 
Tonnagebesteuerung

Schließt ein Publikums-Schiffsfonds ein Devisentermingeschäft ab, 

das in seiner Intention und Umsetzung im Wesentlichen dazu be-

stimmt ist und durchgeführt wird, die prospektierte Ausschüttung an 

die Anleger gegen Währungsschwankungen abzusichern, so unterfal-

len Gewinne aus diesem Geschäft nicht der Toonnagebesteuerung nach

§ 5a Einkommensteuergesetz (EStG). Dies hat das Finanzgericht (FG) 

Schleswig-Holstein entschieden.

wurde über die gesamte Laufzeit des Fonds mit einem Wechselkurs 

von … USD/EUR gerechnet. (…) Es besteht das Risiko, dass ein höherer 

Euro-Kurs als USD … pro EUR nur Auszahlungen an die Gesellschafter 

in einer gegenüber den Prospektangaben verminderten Höhe zulässt. 

T

T

TBis zum Jahr … wurde ein großer Teeil der Auszahlungen durch USD-

Teerminverkäufe wie folgt gesichert: …“

Im Rahmen einer Betriebsprüfung wurde ein Gewinn aus einem Teer-

mingeschäft – dessen Mittel für eine Ausschüttung verwendet worden 

Twaren – festgestellt. Das Finanzamt setzte daher nicht durch die Toon-

nagebesteuerung abgegoltene Einnahmen aus Devisentermingeschäf-

ten in entsprechender Höhe an.

Das FG entschied, dass dies zu Recht erfolgt sei. Denn sofern ein Pu-

blikums-Schiffsfonds ein Devisentermingeschäft abschließe, das in 

seiner Intention und Umsetzung im Wesentlichen dazu bestimmt sei 

und durchgeführt werde, um die prospektierte Ausschüttung an die 

Anleger gegen Währungsschwankungen abzusichern, stehe diese Si-

cherung in erster Linie in einer direkten, dichten und nicht durch etwas 

Drittes vermittelten Verbindung zu den privaten Vermögensinteressen 

der Gesellschafter. Die Bedienung der Gesellschafterinteressen diene 

jedoch nicht in einem hinreichenden unmittelbaren Maß dem Einsatz 

oder der Vercharterung von Schiffen im Sinne des § 5a EStG.

Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 26.03.2019, 4 K 19/19, 

rechtskräftig
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WWertpapierhandel: Bundesrat billigt neue Regeln

Ab 21.07.2019 gilt europaweit die EU-Prospektverordnung. Sie soll für 

mehr Anlegerschutz sorgen: durch bessere Informationen bei Angebot 

und Zulassung im Wertpapierhandel an den Börsen. Die vom Bundes-

tag dazu beschlossenen innerstaatlichen Änderungen hat der Bundes-

rat am 07.06.2019 abschließend gebilligt.

Zahlreiche Vorschriften des Wertpapierprospektgesetzes, die nun di-

rekt in der EU-Verordnung geregelt sind, können damit wegfallen.

Großbritannien kann im Fall des Brexits in den Kreis der so genannten

Drittländer mit tauglichen Deckungswerten aufgenommen werden

– genau wie Japan, Kanada, Schweiz, USA, Australien, Neuseeland,

Singapur.

Bei öffentlichen Wertpapierangeboten von kleinen und mittleren Un-

ternehmen sowie bei Zweitemissionen börsennotierter Unternehmen 

gelten künftig vereinfachte Informationsvorgaben.

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht wird zur zustän-

digen Behörde im Sinne der EU-Prospektverordnung bestimmt und 

bleibt damit weiterhin für die Prospektgenehmigung zuständig. Zur 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben erhält sie die erforderlichen Befugnisse 

– zum Beispiel im Zusammenhang mit Handelseinschränkungen und 

-aussetzungen.

Die Bußgeldtatbestände des Wertpapierprospektgesetzes und des 

Wertpapierhandelsgesetzes werden angepasst, um Verstöße gegen 

die EU-Prospektverordnung und die einschlägigen nationalen Bestim-

mungen sanktionieren zu können.

Das Gesetz wird nun über die Bundesregierung dem Bundespräsi-

denten zur Unterzeichnung zugeleitet. Es soll im Wesentlichen am 

21.07.2019 in Kraft treten – zeitgleich zur EU-Prospektverordnung.

om 07Bundesrat, PM v 7..06.2019

Entgeltklausel für Bankauskünfte ist wirksam

Eine Entgeltklausel für Bankauskünfte in Höhe eines Betrages von 

25 Euro ist unbedenklich. Dies urteilte das Oberlandesgericht (OLG) 

diene der Information Dritter über die „wirtschaftlichen Verhältnisse 

des Kunden, seine Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit“.  

Der Kläger und Berufungskläger ist ein eingetragener Verein, dessen 

Zweck der Schutz von Verbrauchern ist. Er hat von der beklagten 

Bank die Unterlassung der Verwendung einer Preisklausel verlangt. 

Die Beklagte verwendet ein Preis- und Leistungsverzeichnis, in dem 

„Bankauskünfte“ mit 25 Euro in Rechnung gestellt werden. In den 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) der Beklagten findet sich 

die Regelung, dass eine Bankauskunft „allgemein gehaltene Feststel-

lungen und Bemerkungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse des 

Kunden, seine Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit“ enthalte. Der 

Kläger hält die Preisklausel für unwirksam. Es handele sich um eine 

kontrollfähige Preisnebenabrede. Diese beziehe sich pauschal auf eine 

„Bankauskunft“ ohne nähere Spezifizierung des Begriffes. Nach der ge-

botenen kundenfeindlichsten Auslegung umfasse sie damit alle bank-

seitigen Auskünfte, auch solche, zu denen die Beklagte gesetzlich oder 

vertraglich verpflichtet sei.

Das Landgericht hatte die Klage, die noch eine weitere Preisklausel be-

traf, insoweit abgewiesen. Es handele sich nicht um eine prüffähige 

Preisnebenabrede, sondern um die einer AGB-rechtlichen Inhaltskon-

trolle nicht unterworfene Bepreisung einer zusätzlichen Leistung. Die 

hiergegen eingelegte Berufung des Klägers hatte vor dem OLG keinen 

Erfolg. Auch nach Einschätzung des OLG ist die beanstandete Klausel 

einer AGB-rechtlichen Inhaltskontrolle entzogen, da sie ein Entgelt für 

eine echte Zusatzleistung im Sinne der AGB der Beklagten festsetze.

Die Bezeichnung des Entgelttatbestandes mit „Bankauskunft“ im 

Preisverzeichnis der Beklagten mache ausreichend klar, dass es sich um 

eine Bankauskunft im Sinne der AGB handele und nicht jede Auskunft 

der Bank gemeint sei, die sich der Bankkunde auch etwa im Zusam-

menhang mit der Führung seines Kontos erbitte. Die Prüfung der Klau-

sel habe in zwei Schritten zu erfolgen. Zunächst seien die AGB einheit-

lich so auszulegen, wie ihr Wortlaut von verständigen und redlichen 

Vertragspartnern unter Abwägung der Interessen der normalerweise 

beteiligten Kreise verstanden werde. Rechtsbegriffe seien demnach 

gemäß ihrer juristischen Bedeutung zu verstehen. Erst in einem zwei-

Kapital-

 

 

 

 

Frankfurt am Main. Es handele sich bei der Auskunftserteilung durch 

die Bank um eine zusätzliche Leistung, die von sonstigen Gebühren für 

Kontoführung et cetera nicht abgedeckt sei. Eine solche Bankauskunft 

ten Schritt sei – bei einer danach bestehenden Mehrdeutigkeit – von 

der (scheinbar) kundenfeindlichsten Auslegung auszugehen. Die für 

den ersten Schritt maßgeblichen Auslegungsgrundsätze wiesen hier 

8

   

darauf hin, dass die Preisklausel sich nur auf die „Banka

vorgenannten, engen Sinne beziehe, da es sich um einen R

handele. Damit fehle es bereits an einer Mehrdeutigkeit

sodass sich die Frage der kundenfeindlichsten Auslegung

stelle.

Eine Entgeltklausel für Bankauskünfte sei unbedenklich, 

um eine zusätzliche Leistung handele, die von den sonst

ren für Kontoführung et cetera nicht abgedeckt sei mei

 

auskunft“ im 

Rechtsbegriff 

der Klausel, 

g nicht mehr 

weil es sich 
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ber die „wirt-
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mkeit wegen 
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es Zinsswap-

s Vermietung 

icherung ge-

etete Immo-

bgeschlossen 

ges weiterhin 

nd-Pfalz ent-

in Mainz ein 

uf, wobei für 

tz vereinbart 

ngszeitraums 

und die Bank 

n (Forward-)

ahlung eines 

g zur Zahlung 

ppelten – va-

sich die Klä-

gerin gegen steigende Zinsen abgesichert, allerdings die Möglichkeit 

verloren, von fallenden Zinsen zu profitieren.

Im Streitjahr 2014 löste die Klägerin das seinerzeit noch über rund 1,8 

Millionen Euro valutierende Darlehen durch ein anderes Darlehen (mit 

einem deutlich niedrigeren Festzins) ab. Außerdem kündigte sie den 

Zinsswap-Vertrag, wofür sie einen „Auflösungsbetrag“ von 171.750 

Euro an die Bank zahlen musste. Da es das beklagte Finanzamt ablehn-

te, diese Zahlung im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 2014 

als Werbungskosten bei den Einkünften der Klägerin aus Vermietung 

und Verpachtung anzuerkennen, klagte die Klägerin.

Das FG gab ihr Recht und ließ den Werbungskostenabzug zu. Der BFH, 

so das FG, habe in seinem Urteil vom 13.01.2015 (IX R 13/14) zwar 

eine durch vorzeitige Beendigung eines Swap-Vertrages ausgelöste 

Ausgleichzahlung nicht den Einkünften aus Vermietung und Verpach-

tung zugerechnet. In dem dort entschiedenen Fall sei allerdings nur die 

Swap-Vereinbarung und nicht das zugrunde liegende Darlehen vorzei-

tig gekündigt worden. Dieser „isolierte close-out“ löse die inhaltliche 

Verknüpfung von Grund- und Sicherungsgeschäft mit der Folge, dass 

eine Zurechnung zu den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 

ausscheide. Im Streitfall sei die Sachlage allerdings eine andere und 

vergleichbar mit Situationen, in denen Vorfälligkeitsentschädigungen 

als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpach-

tung zum Abzug zugelassen würden, weil das Objekt nach wie vor ver-

mietet werde.

Das FG hat die Revision gegen sein Urteil zugelassen.

om 09.04.2019, 4 K 1734/17Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil v 7,, 

nicht rechtskräftig

 

ren für Kontoführung et cetera nicht abgedeckt sei, mei

Eine solche Bankauskunft diene der Information Dritter üb

schaftlichen Verhältnisse des Kunden, seine Kreditwür

Zahlungsfähigkeit“. Die beanstandete Klausel sei zudem 

missverständlich formuliert, sodass auch eine Unwirksam

Verstoßes gegen das Transparenzgebot ausscheide.

Oberlandesgericht Frankfurt am Main, Urteil vom 24.05

5/18, rechtskräftig

Zinsswap-Vertrag vorzeitig beendet: Ausglei
Wzahlungen als Weerbungskosten abzugsfähig

Ausgleichzahlungen für die vorzeitige Beendigung eine

Vertrages sind als Werbungskosten bei den Einkünften aus

und Verpachtung abzugsfähig, wenn der Vertrag zur Abs

gen Zinsänderungsrisiken in Bezug auf ein für die vermie

bilie aufgenommenes (variabel verzinsliches) Darlehen ab

wurde und die Immobilie nach Beendigung des Vertrag

vermietet wird. Dies hat das Finanzgericht (FG) Rheinlan

schieden.

Die Klägerin nahm zur Finanzierung eines Mietobjekts i

Bankdarlehen über seinerzeit rund vier Millionen DM au

zehn Jahre ein fester und sodann ein variabler Zinssat

wurde. Zur Absicherung der nach Ablauf des Zinsbindun

erwarteten Zinsänderungsrisiken schlossen die Klägerin u

über die dann noch offene Restschuld einen so genannte

Zinsswap ab. Dazu verpflichtete sich die Klägerin zur Za

vereinbarten Festzinses an die Bank, die sich im Gegenzug

von – an einen börsenabhängigen Referenzzinssatz gekop

riablen Zinsen an die Klägerin verpflichtete. Damit hatte 
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Grunderwerbsteuer: Share Deals werden 
eingedämmt

Immobilieninvestoren sollen die Grunderwerbsteuer künftig nicht 

mehr so leicht umgehen können. Dazu hat die Bundesregierung eine 

Gesetzesänderung auf den Weg gebracht.

Derzeit nutzten einige Immobilieninvestoren ein Schlupfloch: Statt ei-

ner Immobilie kauften sie Anteile an der Firma, die Eigentümerin der 

Immobilie ist. Diese so genannten Share Deals seien bislang grunder-

werbsteuerfrei geblieben, solange Investoren weniger als 95 Prozent 

der Unternehmensanteile kaufen. Das Problem ist laut Bundesregie-

rung, dass mitgebrachte Co-Investoren häufig die verbleibenden An-

teile übernehmen. Nach einer Wartezeit von fünf Jahren könnten dann 

beide die Anteile steuerfrei vereinen.

Diese Art der Steuergestaltung führe – vor allem bei hochpreisigen 

Immobilien – zu erheblichen Steuerausfällen, so die Bundesregierung. 

Sie habe sich deshalb im Koalitionsvertrag darauf verständigt, Steu-

erumgehungen bei der Grunderwerbsteuer wirksam einzudämmen. 

Die entsprechende Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes habe sie 

nun auf den Weg gebracht.

Neu sei vor allem die Senkung der Beteiligungsgrenze von 95 auf 90 

Prozent. Außerdem werde die geltende Haltefrist der Anteile von fünf 

auf zehn Jahre erhöht. Die Regelungen sollten künftig auch für Kapital-

gesellschaften gelten, statt wie bisher nur für grundbesitzende Perso-

nengesellschaften.

Bundesregierung, PM vom 3 7..2019

der beklagten Kommune enthält Festsetzungen über einen südlich an 

das Grundstück angrenzenden Wasserabflussstreifen und – getrennt 

durch einen Wirtschaftsweg – ein Regenrückhaltebecken, das bislang 

noch nicht verwirklicht worden ist. Die Kläger machten geltend, zum 

Schutz ihres Anwesens vor aus dem Außenbereich bei Starkregener-

eignissen abfließendem Wasser habe die Gemeinde Festsetzungen des 

Bebauungsplans auch umzusetzen; ihre Einfriedungsmauer sei auf ei-

nen Schutz vor Überschwemmung nicht ausgerichtet.

Das VG wies die Klage ab. Die Ausführung einzelner Festsetzungen des 

Bebauungsplans könnten die Kläger nicht beanspruchen, weil diese 

nach dem geltenden Recht grundsätzlich dem Einzelnen keine eigenen 

Rechte auf Vollziehung gegen den Satzungsgeber vermittelten. Fest-

setzungen eines Bebauungsplans dienten ausschließlich öffentlichen, 

städtebaulichen Zielen. Es könne dem vorliegenden Bebauungsplan 

auch nicht entnommen werden, dass einzelnen seiner Regelungen 

nachbarschützende Wirkung zugunsten der Grundstückseigentümer 

zukomme, die ausnahmsweise eine Klage auf Umsetzung des Planes 

rechtfertigen könne. Nach der Begründung diene der Bebauungsplan 

nämlich der Sicherung von Flächen für die Außengebietsentwässerung 

sowie dem Schutz eines anderen Neubaugebiets vor Überschwem-

mungen.

Im Übrigen zielten die von den Klägern überwiegend in Anspruch ge-

nommenen Festsetzungen ihrem Gegenstand nach nicht auf einen 

Überflutungsschutz, sondern auf die Schaffung öffentlicher Grünflä-

chen, auf denen zugleich Maßnahmen zum Ausgleich von bebauungs-

planbedingten Eingriffen in Natur und Landschaft zur Realisierung 

Immobilien

 

g g,

Starkregen: Grundstückseigentümer müssen sich 
selbst schützen

Der Eigentümer eines Wohngrundstücks kann von der Gemeinde 

grundsätzlich keinen Schutz vor Regenwasser aus dem angrenzenden 

hängigen Außenbereichsgelände einfordern. Der Grundstückseigen-

tümer sei zu zumutbaren Vorsorgemaßnahmen selbst verpflichtet, so 

das Verwaltungsgericht (VG) Mainz. 

Die Kläger sind Eigentümer eines in einem Bebauungsplangebiet ge-

legenen Grundstücks, das mit einem Wohnhaus und an der Südgrenze 

mit einer circa 0,80 Meter hohen Mauer bebaut ist. Der Bebauungsplan 

p g g g

gelangen sollten. Auch unabhängig von den Bestimmungen eines 

Bebauungsplans bestehe regelmäßig keine individuell einklagbare 

öffentlich-rechtliche Verpflichtung einer Gemeinde zur Abwehr von 

aus dem Außenbereich stammendem Wasserfluss, wenn ein Grund-

stück dem aufgrund seiner Lage schon in der Vergangenheit ausgesetzt 

gewesen sei. Die Kläger hätten trotz mehrerer Starkregenereignisse in 

den zurückliegenden Jahren schließlich auch nicht plausibel gemacht, 

dass ihre Einfriedungsmauer von abfließendem Wasser bisher tatsäch-

lich in Mitleidenschaft gezogen worden sei.

Verwaltungsgericht Mainz, Urteil vom 20.03.2019, 3 K 532/18.MZ
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Das AG München gab dem Kläger Recht. Vertragsgemäßer Zustand bei 

Abschluss des Mietvertrages sei das Vorhandensein von Außenrolllä-

den an den Fenstern gewesen. Grundsätzlich lasse die Durchführung 

einer Modernisierungsmaßnahme den Erfüllungsanspruch des Mieters 

unberührt. Der Vermieter müsse weiterhin den vertragskonformen 

Zustand aufrechterhalten. Damit korrespondiere im Bereich des Mög-

lichen ein Anspruch des Mieters auf Wiederherstellung der früheren 

Gebrauchstauglichkeit Wenn der Kläger wie hier ausdrücklich und

Außenrollo einer Erdgeschosswohnung muss 
Vermieterin nach Modernisierung wieder angebracht 
werden

Das Amtsgericht (AG) München hat eine Vermieterin dazu 

das vom Mieter einer Erdgeschosswohnung weiter beanspruchte 

ßenrollo an der Balkontüre/dem Balkonfensterelement nach einem 

Balkonanbau ohne Fassadendämmung wieder einzubauen.

Der Kläger hat die Zwei-Zimmer-Wohnung seit 2007 angemietet. Er 

beansprucht die Wiederanbringung von Außenrollläden an dem drei-

gliedrigen Balkontüren-/Balkonfensterelement, das im Zuge eines 

Balkonanbaus anstelle eines vormaligen mit Außenrollo versehenen 

Fensters seines Wohnzimmers eingebaut wurde. Der von der Beklag-

ten rechtzeitig angekündigten Modernisierung durch einen Balkonan-

bau stimmte der Kläger nur unter der Bedingung zu, dass wieder ein 

Außenrollo angebracht werde. Die Beklagte lehnte dies ab und führte 

den angekündigten Balkonanbau im August 2018 durch. Von den drei 

bodentief verglasten Elementen lässt sich ein Türelement kippen und 

zwei als Balkontür öffnen. Der Balkon hat eine Höhe von 80 Zentime-

tern und einen ebenfalls 80 Zentimeter hohen Sichtschutz. Eine Fassa-

dendämmung erfolgte nicht.

Der Kläger trägt vor, ohne Rollo bestehe eine erhöhte Einbruchsge-

fahr. Die Balkontüre könne nachts weder geöffnet noch gekippt wer-

den. Sein Kind schlafe im zweiten Zimmer, er selbst im Wohnzimmer, 

das er nachts nicht belüften und über Innenrollos nur unzureichend 

verdunkeln könne. Außenrollos würden auch das Wärme- und Dämm-

verhalten im Sommer wie im Winter verbessern. Jeder, der mindestens 

1,70 Zentimeter groß sei, könne nun den Balkon und somit auch die 

Wohnung durch die Balkontüren einsehen. Ein nachträglicher Anbau 

sei ohne weiteres möglich.

Die Beklagte trägt vor, der Kläger habe die Maßnahme geduldet. Die 

alten Jalousiekästen würden bei einer Neuanbringung Schäden an der 

Fassade herbeiführen. Ein erhöhtes Einbruchrisiko bestreitet die Be-

klagte: kein Einbrecher würde in einen Raum einbrechen, in dem eine 

Person schlafe. Die neuen vergrößerten Fenster würden zu einem er-

Gebrauchstauglichkeit. Wenn der Kläger wie hier, ausdrücklich und 

unmissverständlich zum Ausdruck bringt, dass seine Duldung der Mo-

dernisierung nur unter der Bedingung erfolgt, dass die Außenrollläden 

wieder angebracht werden, so sei kein Raum für eine konkludente Ver-

einbarung dahingehend, infolge der Duldung der Modernisierung habe 

sich der Kläger auch mit dem Verlust der Außenrollläden abgefunden.

Anders als in bisher stets zugunsten der Vermieter entschiedenen Fäl-

len würden mangels zeitgleich erfolgter Fassadendämmung sämtliche, 

erhebliche Vorteile einer Fassadendämmung (effektiver Kälteschutz im 

Winter, Ersparnis von Heizkosten, Förderung der Belange des Gemein-

Twohls in Form von Umweltschutz) hier nicht zum Trragen kommen. Es 

bestehe durch den angebrachten Balkon eine erhöhte Einbruchsgefahr, 

die anhand der konkreten Anbringung und Ausgestaltung des Balkons 

auch nachvollziehbar und vom Vermieter ernst zu nehmen sei. Dass 

keine Einbrüche stattfinden, wenn Personen in Haus oder Wohnung 

sind, sei unrichtig. Die jetzige Fensterfront der Balkontüre ohne Au-

ßenrollladen fördere das Aufheizen der Wohnung im Sommer. Warum 

der Rollladenkasten nicht bündig mit dem Mauerwerk angebracht 

T

werden könne, habe die Beklagte nicht vorgetragen.

Auch die Taatsachen, dass der Kläger einen Balkon und eine neue, mo-

derne Balkontüre/Balkonfensterelement habe und damit sehr wohl 

eine Wohnwerterhöhung, änderten hieran nichts. Die Modernisie-

rungsvorteile des Balkons verdrängten im konkreten Fall der Erdge-

schosswohnung ohne Fassadendämmung die Nachteile nicht.

Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Das Gericht ließ die Berufung 

bei an sich nicht berufungsfähigem, geringem Streitwert ausdrücklich 

zu.

Amtsgericht München, Urteil vom 22.03.2019, 473 C 22571/18, nicht 

heblichen Lichtgewinn führen, seien energetisch überlegen und wür-

den auch über einen viel besseren Einbruchsschutz verfügen. Gleich-

zeitig seien Innenjalousien angebracht worden.

rechtskräftig
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Bebautes Grundstück: BMF stellt Arbeitshilfe zu 
Aufteilung des Gesamtkaufpreises zur Verfügung

Wie das Bundesfinanzministerium (BMF) aktuell mitteilt, steht auf 

seinen Seiten (www.bundesfinanzministerium.de) eine Arbeitshilfe 

zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für ein bebautes Grundstück 

(Kaufpreisaufteilung) mit Stand vom Mai 2019 zur Verfügung. Diese 

ist unter dem Pfad „Themen/Steuern“ unter dem Unterpunkt „Letzte 

Meldungen“ zu finden.

Hintergrund: Zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage für Absetzun-

gen für Abnutzung von Gebäuden (§ 7 Absatz 4 bis 5a Einkommensteu-

ergesetz) ist es in der Praxis häufig erforderlich, einen Gesamtkaufpreis 

für ein bebautes Grundstück auf das Gebäude, das der Abnutzung un-

terliegt, sowie den nicht abnutzbaren Grund und Boden aufzuteilen.

Nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung ist ein Gesamtkaufpreis 

für ein bebautes Grundstück nicht nach der so genannten Restwertme-

Tthode, sondern nach dem Verhältnis der Verkehrswerte oder Teeilwerte 

auf den Grund und Boden einerseits sowie das Gebäude andererseits 

aufzuteilen (vgl. Bundesfinanzhof, Urteil vom 10.10.2000, IX R 86/97).

Die obersten Finanzbehörden von Bund und Ländern stellen laut BMF 

eine Arbeitshilfe als xls-Datei zur Verfügung, die es unter Berücksich-

tigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung ermöglicht, in einem 

typisierten Verfahren entweder eine Kaufpreisaufteilung selbst vorzu-

nehmen oder die Plausibilität einer vorliegenden Kaufpreisaufteilung 

zu prüfen. Zusätzlich stehe eine Anleitung für die Berechnung zur Auf-

teilung eines Grundstückskaufpreises zur Verfügung.

tet wurden. Sie machen unter Berufung auf Mängel der Wohnungen 

jeweils Gewährleistungsansprüche geltend und begehren dabei unter 

anderem wegen der „Gefahr von Schimmelpilzbildung“ in den gemie-

teten Räumen die Feststellung einer näher bezifferten Minderung der 

von ihnen geschuldeten Monatsmiete (§ 536 Bürgerliches Gesetzbuch 

– BGB) sowie die Zahlung eines Kostenvorschusses für die Mängelbe-

seitigung.

In beiden Verfahren hat das Berufungsgericht eine Minderung der je-

weiligen Bruttomiete festgestellt und im Verfahren VIII ZR 271/17 die 

Beklagte überdies zur Zahlung eines Kostenvorschusses in Höhe von 

12.000 Euro zur Anbringung einer Innendämmung verurteilt. Dies hat 

es jeweils (unter anderem) maßgeblich auf die Erwägung gestützt, 

dass in den Wohnungen in den Wintermonaten aufgrund von Wärme-

brücken in den Außenwänden eine „Gefahr der Schimmelpilzbildung“ 

bestehe. Zwar hätten die Wohnungen zur Zeit ihrer Errichtung den gel-

tenden Bauvorschriften und DIN-Vorgaben sowie den damaligen Re-

geln der Baukunst entsprochen. Nach der Verkehrsanschauung dürfe 

ein Mieter allerdings auch ohne besondere vertragliche Vereinbarung 

stets einen „Mindeststandard zeitgemäßen Wohnens“ erwarten, der 

heutigen Maßstäben gerecht werde.

Auf die Revisionen der Kläger hat der BGH entschieden, dass Wärme-

brücken in den Außenwänden nicht als Sachmangel einer Mietwoh-

nung anzusehen sind, wenn dieser Zustand mit den zum Zeitpunkt der 

Errichtung des Gebäudes geltenden Bauvorschriften und technischen 

Normen in Einklang steht.

TEin Mangel, der die Taauglichkeit der Mietsache zum vertragsgemäßen 

Immobilien
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Bundesfinanzministerium, PM vom 13.05.2019

Mietwohnung älterren Baujahrs: Schimmelpilzgefahr 
kein Mangel

Entspricht eine Mietwohnung dem im Errichtungszeitpunkt üblichen 

Bauzustand, so scheidet eine Mietminderung wegen Wärmebrücken 

und dadurch bestehender Schimmelpilzgefahr aus. Dies stellt der Bun-

desgerichtshof (BGH) klar.

Die Kläger in beiden Verfahren sind jeweils Mieter von Wohnungen 

der Beklagten, die in den Jahren 1968 und 1971 unter Beachtung der 

damals geltenden Bauvorschriften und technischen Normen errich-

g , g g g ß

Gebrauch aufhebt oder mindert und deshalb dem Mieter (unter ande-

rem) ein Recht zur Mietminderung (§ 536 Absatz 1 BGB) sowie einen 

Anspruch auf Mangelbeseitigung (§ 535 Absatz 1 Satz 2 BGB) gewährt, 

setze eine für den Mieter nachteilige Abweichung des tatsächlichen 

Zustandes der Mietsache vom vertraglich vorausgesetzten Zustand 

voraus. Ohne besondere Vereinbarung der Mietvertragsparteien kön-

ne der Mieter dabei nach der Verkehrsauffassung erwarten, dass die 

von ihm angemieteten Räume einen Wohnstandard aufweisen, der bei 

vergleichbaren Wohnungen üblich ist. Gibt es zu bestimmten Anforde-

rungen technische Normen, sei jedenfalls deren Einhaltung geschul-

det. Dabei sei nach gefestigter Senatsrechtsprechung grundsätzlich 

der bei Errichtung des Gebäudes geltende Maßstab anzulegen. Diesem 
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Verwurzelung im bisherigen Umfeld je nach Persönlichkeit

licher sowie psychischer Verfassung des Mieters untersch

aus und rechtfertigten deshalb ohne weitere Feststellun

sich daraus ergebenden Folgen im Fall eines erzwungenen

wechsels grundsätzlich nicht die Annahme einer Härte. 

Würden von dem Mieter für den Fall eines erzwungenen

wechsels indes substantiiert ihm drohende schwerwi

sundheitsgefahren geltend gemacht müssten sich die Ge
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jaht, weil es 

sich – trotz Bestreitens des Eigenbedarfs durch die Beklagten – mit 

dem schriftsätzlichen Vortrag der Kläger begnügt hat, statt den ange-

botenen Zeugenbeweis über die Ernsthaftigkeit des geltend gemach-

ten Bedarfs zu erheben und gegebenenfalls die Klägerin zu 1 persönlich 

anzuhören. Zudem habe es die für den Beklagten zu 4 substantiiert 

dargelegten und durch Atteste belegten Härtegründe bagatellisiert 

und ebenfalls versäumt, ein Sachverständigengutachten zu den Aus-

wirkungen eines erzwungenen Umzugs auf den Gesundheitszustand 

des Beklagten zu 4 einzuholen. Letztlich habe das Berufungsgericht 

ohne die erforderliche konkrete Abwägung zwischen den Interessen 

des Mieters und des Vermieters der Vermieterseite den Vorrang ein-

geräumt. 

Bundesgerichtshof, Urteile vom 22.05.2018, VIII ZR 180/18 und VIII ZR 

167/17

TMietrecht: Für den Teelefonanschluss ist der Vermieter 
zuständig

TFunktioniert ein Teelefonanschluss bei Abschluss eines Mietvertrages 

nicht, so ist der Vermieter dazu verpflichtet, ihn auf seine Kosten zu 

reparieren. Das hat der Bundesgerichtshof entschieden. 

TIn dem konkreten Fall war die Mietwohnung mit einem Teelefonan-

schluss ausgestattet und die Leitung verlief vom Hausanschluss durch 

einen Kriechkeller zur Mietwohnung. Als es einen Defekt zwischen 

THausanschluss und Teelefondose in der Wohnung gab, weigerte sich der 

Vermieter, die Leitung zu erneuern oder reparieren zu lassen. 

TZu Unrecht. Der Teelefonanschluss oder die Leitung zwischen dem 

Hausanschluss und der Anschlussdose in der Wohnung seien Sache 

Tdes Vermieters, so der BGH. Ein funktionierender Teelefonanschluss ge-

höre zum Mindeststandard für zeitgemäßes Wohnen. Befindet sich ein 

Anschluss in der Wohnung, schulde der Vermieter dem Mieter einen 

solchen funktionierenden im vertragsgemäßen Zustand. 

BGH, VIII ZR 17/18 vom 05.12.2018

 

 

 

 

 

 

sundheitsgefahren geltend gemacht, müssten sich die Ge

Fehlen eigener Sachkunde regelmäßig mittels sachverstä

ein genaues und nicht nur an der Oberfläche haftendes

verschaffen, welche gesundheitlichen Folgen im Einzelne

Umzug verbunden sind, insbesondere welchen Schweregr

tende Gesundheitsbeeinträchtigungen voraussichtlich er

den und mit welcher Wahrscheinlichkeit dies eintreten ka

Dies hat der BGH nunmehr dahin präzisiert, dass ein Sa

gengutachten regelmäßig von Amts wegen einzuholen sei

der Mieter eine zu besorgende Verschlechterung seines G

zustandes durch ärztliches Attest belegt hat. Auf diese W

klären, an welchen Erkrankungen der betroffene Mieter 

det und wie sich diese auf seine Lebensweise und Auton

auf seine psychische und physische Verfassung auswirke

auch von Bedeutung, ob und inwieweit sich die mit ei

einhergehenden Folgen mittels Unterstützung durch das

ziehungsweise durch begleitende ärztliche und/oder the

Behandlungen mindern lassen. Nur eine solche Aufkläru

die Gerichte in die Lage, eine angemessene Abwägung be

fallprüfung vorzunehmen. 

Im Verfahren VIII ZR 180/18 sei das Berufungsgericht zw

davon ausgegangen, dass die Eigenbedarfskündigung des 

sam ist. Es habe jedoch dem Erlangungsinteresse des Kläge

lerhaft deshalb („schematisch“) ein geringeres Gewicht b

weil dieser eine vermietete Wohnung erworben hat. Zudem

Härtefallabwägung ohne die gebotene Aufklärung über zu

erhebliche Verschlechterungen des Gesundheitszustandes

ten zu 1 (Einholung eines Sachverständigengutachtens) un

einer nicht tragfähigen tatsächlichen Grundlage vorgenom

In dem Verfahren 167/17 habe das Berufungsgericht sch

samkeit der Eigenbedarfskündigung rechtsfehlerhaft bej
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Häusliches Arbeitszimmer: Kein Abzug für Umbau 
privat genutzten Badezimmers

Die Kosten für den Umbau eines privat genutzten Badezimmers gehö-

ren nicht zu den abziehbaren Aufwendungen für ein häusliches Arbeits-

zimmer. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Die zusammen veranlagten Kläger hatten im Jahr 2011 das Badezimmer 

und den vorgelagerten Flur in ihrem Eigenheim umfassend umgebaut. 

In dem Eigenheim nutzte der Kläger ein häusliches Arbeitszimmer für 

seine selbstständige Täätigkeit als Steuerberater, das 8,43 Prozent der 

Gesamtfläche ausmachte. Der Kläger machte für das Streitjahr 8,43 

Prozent der entstandenen Umbaukosten gemäß § 4 Absatz 5 Satz 1 Nr. 

6b Sätze 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes als Betriebsausgaben 

im Zusammenhang mit seinem häuslichen Arbeitszimmer geltend. 

Diese Aufwendungen in Höhe von rund 4.000 Euro berücksichtigte 

das Finanzamt – mit Ausnahme der Kosten für den Austausch der Tür 

zum Arbeitszimmer – nicht. Das hat der BFH nunmehr als dem Grunde 

nach zutreffend angesehen.

Nach dem Urteil des BFH sind Renovierungs- oder Reparaturaufwen-

dungen, die wie zum Beispiel Schuldzinsen, Gebäude-AfA oder Müll-

abfuhrgebühren für das gesamte Gebäude anfallen, zwar nach dem 

Flächenverhältnis aufzuteilen und damit anteilig zu berücksichtigen. 

Nicht anteilig abzugsfähig seien jedoch Kosten für einen Raum, der wie 

im Streitfall das Badezimmer und der Flur der Kläger ausschließlich – 

oder mehr als in nur untergeordnetem Umfang – privaten Wohnzwe-

cken dient. Erfolgen Baumaßnahmen in Bezug auf einen privat genutz-

Zeitweise beruflich im Ausland: 
A1-Entsendebescheinigung sollte ausgefüllt werden

TErwerbstätige, die für ihren Arbeitgeber zeitweilig eine Täätigkeit in 

einem Staat der Europäischen Union, des Europäischen Wirtschafts-

raums oder der Schweiz verrichten, bleiben in dem Staat versichert, 

Taus dem sie entsandt werden. Grundsätzlich entsteht mit der Täätigkeit 

aber auch im Beschäftigungsstaat eine Sozialversicherungspflicht. An-

deres gilt laut Bund der Steuerzahler e.V. (BdSt) dann, wenn dort eine 

so genannte A1-Entsendebescheinigung vorgelegt wird und die Ent-

sendung eine Dauer von 24 Monaten nicht überschreitet. Bei Vorlage 

einer solchen Bescheinigung fielen dann im Beschäftigungsland keine 

Sozialversicherungsbeiträge an – damit werde eine doppelte Beitrags-

zahlung vermieden.

Seit dem 01.01.2019 sei für das Antrags- und Bescheinigungsverfahren 

nur noch das elektronische Verfahren zulässig. Nur in begründeten Ein-

zelfällen könne noch bis zum 30.06.2019 die A1-Bescheinigung in Pa-

pierform beantragt werden. Für die Antragstellung im elektronischen 

Verfahren müssten die entsprechenden Daten aus einem systemge-

prüften Entgeltabrechnungsprogramm oder mittels einer maschinell 

erstellten Ausfüllhilfe (zum Beispiel sv.net.) übertragen werden, so der 

BdSt.

Entgegen der häufigen Annahme, dass es für Sozialversicherungs-

pflicht eine zeitliche Bagatellgrenze gibt, müsse auch für sehr kurze 

Aufenthalte im Ausland eine A1-Bescheinigung beantragt werden, 

betont der Steuerzahlerbund. Wird ein Arbeitnehmer mehrfach für 

Angestellte
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ten Raum, fehle es an Gebäudekosten, die nach dem Flächenverhältnis 

aufzuteilen und anteilig abzugsfähig sind.

Da das Finanzgericht (FG) keine hinreichenden Feststellungen zu 

ebenfalls streitigen Aufwendungen für Arbeiten an Rollläden des Hau-

ses der Kläger getroffen hatte, konnte der BFH allerdings in der Sache 

nicht abschließend entscheiden und verwies die Sache an das FG zu-

rück. Sollte es dabei um die Rollladenanlage des Wohnzimmers gegan-

gen sein, lägen auch insoweit keine abziehbaren Aufwendungen vor.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 14.05.2019, VIII R 16/15

Twenige Taage entsandt, sei immer wieder ein neuer Antrag notwendig. 

Die Beantragung müsse rechtzeitig vor der Entsendung erfolgen, damit 

eine Beitragserhebung im Beschäftigungsstaat von vornherein vermie-

Tden wird. Eine Dauer von etwa drei Taagen sollte für die Bearbeitung 

einkalkuliert werden. Auch dann, wenn der Arbeitnehmer bereits im 

Ausland tätig ist, könne der Antrag auf die Entsendebescheinigung 

noch gestellt werden.

Die Ausstellung der Bescheinigung sei grundsätzlich bei der Kranken-

kasse des Arbeitnehmers zu beantragen. Im Fall einer privaten Kran-

kenversicherung sei der Rentenversicherungsträger zuständig.

Bund der Steuerzahler e.V., PM vom 31.05.2019
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Aufwendungen zur Erwerbssphäre und einer Einkunftsart noch nicht 

rechtfertigt.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 03.04.2019, VI R 15/17

Doppelte Haushaltsführung: Kosten für 
Einrichtungsgegenstände voll abziehbar

Aufwendungen für Einrichtungsgegenstände und Hausrat für eine im
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Wird eine Wohnung am Beschäftigungsort anlässlich der 

einer aus beruflichem Anlass begründeten doppelten Haushaltsfüh

rung veräußert, kann eine dabei anfallende Vorfälligkeitsentschädigung 

nicht als Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselbstständiger 

Arbeit berücksichtigt werden. Dies stellt der Bundesfinanzhof (BFH) 

klar. Es fehle am Veranlassungszusammenhang mit den Einkünften aus 

nichtselbstständiger Arbeit. Denn die Vorfälligkeitsentschädigung sei 

aufgrund der Veräußerung der Wohnung am Beschäftigungsort ange-

fallen.

Die Kläger hätten die Vorfälligkeitsentschädigung für die vorzeitige 

Rückzahlung eines der Darlehen geleistet, mit dem sie die Anschaf-

fungskosten der Wohnung am Beschäftigungsort finanzierten, erläu-

tert der BFH. Die Veräußerung der zu „beruflichen Zwecken“ genutzten 

Wohnung am Beschäftigungsort stelle sich damit als das auslösende 

Moment für die Zahlung der Vorfälligkeitsentschädigung dar. Mit der 

Veräußerung habe das Finanzierungsdarlehen hinsichtlich der Erzie-

lung von Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit seinen Nutzen 

verloren. Folglich handele es sich bei der Vorfälligkeitsentschädigung 

nicht um Mehraufwendungen r,, die wegen der beruflich ver-

anlassten doppelten Haushaltsführung (oder deren Beendigung) ent-

standen sind, sondern um das Ergebnis der auf eine vorzeitige Kredit-

ablösung gerichteten Änderung des ursprünglichen Darlehensvertrags, 

so der BFH. Sie sei daher nicht den Werbungskosten aus nichtselbst-

ständiger Arbeit, sondern dem hier unstreitig nicht steuerbaren Veräu-

ßerungsgeschäft zuzuordnen.

Damit würden nicht Ursache und Wirkung verwechselt, hebt der 

BFH hervor. Zwar seien das Ausscheiden des Klägers aus dem aktiven 

Dienst und die damit einhergehende Beendigung der doppelten Haus-

haltsführung auch mitursächlich für die Veräußerung der Wohnung 

am Beschäftigungsort, die vorzeitige Rückzahlung des Darlehens und 

die hierfür entrichtete Vorfälligkeitsentschädigung gewesen. Die Klä-

Aufwendungen für Einrichtungsgegenstände und Hausrat für eine im 

Rahmen einer doppelten Haushaltsführung genutzten Wohnung fal-

len nicht unter die Höchstbetragsbegrenzung von 1.000 Euro und sind 

daher grundsätzlich in vollem Umfang als Werbungskosten abziehbar. 

Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) zu § 9 Absatz 1 Satz 3 Nr. 5 des 

Einkommensteuergesetzes (EStG) entschieden. Er weicht damit von 

der Auffassung der Finanzverwaltung ab.

Im Streitfall hatte der Kläger eine beruflich veranlasste doppelte Haus-

haltsführung begründet. Aufwendungen für die Miete nebst Neben-

kosten sowie Anschaffungskosten für die Einrichtung machte er als 

Werbungskosten geltend. Das Finanzamt erkannte die Aufwendungen 

nur in Höhe von 1.000 Euro je Monat an, da die Abzugsfähigkeit der 

Kosten für die Unterkunft nach der Neufassung des § 9 Absatz 1 Satz 

3 Nr. 5 EStG ab dem Veranlagungszeitraum 2004 auf diesen Höchst-

betrag begrenzt sei.

Dem widersprach das Finanzgericht (FG). Die Kosten der Einrichtung 

(Absetzung für Abnutzung auf angeschaffte Einrichtungsgegenstände 

und Aufwendungen für geringwertige Wirtschaftsgüter) seien keine 

Kosten der Unterkunft und seien daher nicht mit dem Höchstbetrag 

abgegolten. Da die übrigen Kosten den Höchstbetrag nicht überschrit-

ten hätten, seien die Aufwendungen in voller Höhe abzugsfähig.

Der BFH bestätigte die FG-Entscheidung. Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 3 

Nr. 5 EStG seien nur die Kosten der Unterkunft auf den Höchstabzugs-

betrag von 1.000 Euro gedeckelt. Davon seien aber Aufwendungen für 

Haushaltsartikel und Einrichtungsgegenstände nicht umfasst, da die-

se nur für deren Nutzung und nicht für die Nutzung der Unterkunft 

getätigt werden. Die Nutzung der Einrichtungsgegenstände sei nicht 

mit der Nutzung der Unterkunft als solcher gleichzusetzen. Derartige 

 

ger würden insoweit jedoch verkennen, dass ein lediglich abstrakter 

Kausalzusammenhang (Ursache-Folgeverhältnis im Wesen einer con-

ditio sine qua non) allein die einkommensteuerliche Zuordnung von 

Aufwendungen seien daher – soweit sie notwendig sind – ohne Be-

grenzung der Höhe nach abzugsfähig. 

Bundesfinanzhof, Urteil vom 04.04.2019, VI R 18/17
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Arbeitszeiten sind von Arbeitgebern systematisch zu 
erfassen

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union müssen die Arbeitgeber 

verpflichten, ein System einzurichten, mit dem die tägliche Arbeitszeit 

gemessen werden kann. Dies stellt der EuGH klar.

Die spanische Gewerkschaft CCOO hat vor dem Nationalen Gerichts-

hof, Spanien, auf Feststellung der Verpflichtung der Deutschen Bank 

geklagt, ein System zur Erfassung der von deren Mitarbeitern geleis-

teten täglichen Arbeitszeit einzurichten. Nach Auffassung der CCOO 

ergibt sich die Verpflichtung zur Einrichtung eines solchen Registrie-

rungssystems nicht nur aus innerstaatlichen Rechtsvorschriften, son-

dern auch aus der EU-Grundrechtecharta und der Arbeitszeitrichtlinie.

Die Deutsche Bank verweist auf die Rechtsprechung des spanischen 

Obersten Gerichts, aus der sich entnehmen lasse, dass das spanische 

Recht keine solche allgemeingültige Verpflichtung vorsehe. Nach die-

ser Rechtsprechung schreibe das spanische Gesetz nämlich, sofern 

nichts anderes vereinbart worden sei, nur die Führung einer Aufstel-

lung der von den Arbeitnehmern geleisteten Überstunden sowie die 

Übermittlung der Zahl dieser Überstunden zum jeweiligen Monatsen-

de an die Arbeitnehmer und ihre Vertreter vor. Der Nationale Gerichts-

hof hegt Zweifel an der Vereinbarkeit der Auslegung des spanischen 

Gesetzes durch das Oberste Gericht mit dem EU-Recht und hat den 

EuGH dazu befragt.

Der EuGH erklärt, dass diese Richtlinien im Licht der Grundrechtechar-

ta einer Regelung entgegenstehen, die nach ihrer Auslegung durch 

anzusehen sei, sodass verhindert werden müsse, dass der Arbeitgeber 

ihm eine Beschränkung seiner Rechte auferlegt. 

Ohne ein System, mit dem die tägliche Arbeitszeit eines jeden Arbeit-

nehmers gemessen werden kann, könne weder die Zahl der geleis-

teten Arbeitsstunden und ihre zeitliche Verteilung noch die Zahl der 

Überstunden objektiv und verlässlich ermittelt werden, sodass es für 

die Arbeitnehmer äußerst schwierig oder gar praktisch unmöglich sei, 

ihre Rechte durchzusetzen, hält der EuGH fest. Die objektive und ver-

lässliche Bestimmung der täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit sei 

nämlich für die Feststellung, ob die wöchentliche Höchstarbeitszeit 

einschließlich der Überstunden sowie die täglichen und wöchentlichen 

Ruhezeiten eingehalten worden sind, unerlässlich.

VdaherDer EuGH meint r,, dass eine Regelung, die keine Veerpflichtung vor-

sieht, von einem Instrument Gebrauch zu machen, das diese Feststellung

ermöglicht, die nützliche Wirkung der von der Charta und von der Arbeits-

zeitrichtlinie verliehenen Rechte nicht gewährleistet, da weder die Arbeit-

geber noch die Arbeitnehmer überprüfen können, ob diese Rechte beachtet

werrdden. Eine solche Regelung könnte daher das Ziel der Richtlinie, das darin

besserbesteht, einen reen Schutz der Sicherheit und der Gesundheit der Ar-

beitnehmer sicherzustellen, gefährden, und zwar unabhängig von der nach

dem nationalen Recht vorgesehenen wöchentlichen Höchstarbeitszeit.

Dagegen biete ein Arbeitszeiterfassungssystem den Arbeitnehmern ein

besonders wirksames Mittel, einfach zu objektiven und verlässlichen Da-

eit zu gelangen, und erleichterten über die tatsächlich geleistete Arbeitsz ree

Vdadurrcch sowohl den Arbeitnehmern den Nachweis einer Veerkennung ihrer

den zuständigen BehörRechte als auch rdden und nationalen Gerichten die

Angestellte
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die nationalen Gerichte die Arbeitgeber nicht verpflichtet, ein System 

einzurichten, mit dem die von einem jeden Arbeitnehmer geleistete 

tägliche Arbeitszeit gemessen werden kann. Der Gerichtshof weist zu-

nächst auf die Bedeutung des Grundrechts eines jeden Arbeitnehmers 

auf eine Begrenzung der Höchstarbeitszeit und auf tägliche und wö-

chentliche Ruhezeiten hin, das in der Charta verbürgt ist und dessen 

Inhalt durch die Arbeitszeitrichtlinie weiter präzisiert wird. Die Mit-

gliedstaaten müssten dafür sorgen, dass den Arbeitnehmern die ihnen 

verliehenen Rechte zugutekommen, ohne dass die zur Sicherstellung 

der Umsetzung der Richtlinie gewählten konkreten Modalitäten diese 

Rechte inhaltlich aushöhlen dürfen. Insoweit sei zu berücksichtigen, 

dass der Arbeitnehmer als die schwächere Partei des Arbeitsvertrags 

g

Kontrolle der tatsächlichen Beachtung dieser Rechte.

Um die nützliche Wirkung der von der Arbeitszeitrichtlinie und der 

Grundrechtecharta verliehenen Rechte zu gewährleisten, müssten 

die Mitgliedstaaten die Arbeitgeber daher verpflichten, ein objektives, 

verlässliches und zugängliches System einzurichten, mit dem die von 

einem jeden Arbeitnehmer geleistete tägliche Arbeitszeit gemessen 

werden kann. Es obliege den Mitgliedstaaten, die konkreten Modalitä-

ten zur Umsetzung eines solchen Systems, insbesondere der von ihm 

anzunehmenden Form, zu bestimmen und dabei gegebenenfalls den 

TBesonderheiten des jeweiligen Täätigkeitsbereichs oder Eigenheiten, so-

gar der Größe, bestimmter Unternehmen Rechnung zu tragen.  

Gerichtshof der Europäischen Union, Urteil vom 14.05.2019, C-55/18
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sei unter eigenem Grundbesitz im Sinne des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG 

der zum Betriebsvermögen des Unternehmers gehörende Grundbesitz 

zu verstehen. Auch aus dem historischen Regelungskontext und der 

Entstehungsgeschichte der Norm sah sich der Große Senat bei dieser 

Auslegung, die zugunsten der Steuerpflichtigen wirkt und für den Im-

mobilienbereich von großer Bedeutung ist, bestätigt. 

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 25.09.2018, GrS 2/16

Erweiterte Kürzung bei Gewerbesteuer: Beteiligung 
an GbR kann Grundbesitz sein

Unterliegt eine grundstücksverwaltende Gesellschaft nur kraft ihr

Rechtsform der Gewerbesteuer, kann sie die erweiterte Kürzung bei 

der Gewerbesteuer auch dann in Anspruch nehmen, wenn sie 

rein grundstücksverwaltenden, nicht gewerblich geprägten P

gesellschaft beteiligt ist. Dies hat der Große Senat des Bundesfinanz-

hofs (BFH) zu § 9 Nr. 1 Satz 2 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) 

entschieden. 

Gewerblich tätige Personen- und Kapitalgesellschaften unterliegen der 

Gewerbesteuer. Soweit sich allerdings solche Gesellschaften auf die 

Verwaltung ihres eigenen Grundbesitzes beschränken, ist der daraus 

Terwirtschaftete Gewinn durch den Taatbestand der erweiterten Kürzung 

in diesem Umfang vollständig von der Gewerbesteuer ausgenommen. 

Klägerin in dem Revisionsverfahren, das zur Vorlage an den Großen 

Senat führte, war eine gewerblich geprägte GmbH & Co. KG, die an 

einer rein vermögensverwaltenden GbR beteiligt war. Diese GbR war 

wiederum Eigentümerin einer Immobilie. Die Klägerin machte für ihre 

aus der Beteiligung an der GbR bezogenen anteiligen Mieterträge die 

erweiterte Kürzung geltend. Das Finanzamt lehnte dies ab, weil die Be-

teiligung an der GbR im Sinne des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG kein eigener 

Grundbesitz der Klägerin sei, sondern Grundbesitz der GbR. 

Der vorlegende IV. Senat des BFH wollte dieser Auffassung des Finanz-

amtes nicht folgen, sah sich an einer entsprechenden Entscheidung 

aber durch ein Urteil des I. BFH-Senats vom 19.10.2010 (I R 67/09) 

om 21.07gehindert. Er rief daher mit Vorlagebeschluss v 7..2016 (IV

R 26/14) den Großen Senat zur Klärung der Rechtsfrage an. Der IV. 

Senat war der Ansicht, dass steuerrechtlich das Eigentum einer ver-

mögensverwaltenden Personengesellschaft den hinter ihr stehenden 

Gesellschaftern anteilig zuzurechnen sei. Ein im zivilrechtlichen Eigen-

tum der Personengesellschaft stehendes Grundstück sei daher eigener 

Grundbesitz der Gesellschafter der GbR.

Dem folgte der Große Senat. Ob eigener Grundbesitz im Sinne der 

gewerbesteuerrechtlichen Kürzung vorliegt, richte sich nach den all-

gemeinen ertragssteuerrechtlichen Grundsätzen. Nach der Systema-

tik und dem Regelungszweck der erweiterten Kürzung sowie unter 

Berücksichtigung des gewerbesteuerrechtlichen Belastungsgrundes 

„Sensibilisierungswoche“ als steuerbarer Arbeitslohn 
zu begreifen

TMit der Teeilnahme an einer Sensibilisierungswoche wendet der Arbeit-

geber seinen Arbeitnehmern steuerbaren Arbeitslohn zu. Dies hat der 

Bundesfinanzhof (BFH) zu einem einwöchigen Seminar zur Vermitt-

lung grundlegender Erkenntnisse über einen gesunden Lebensstil ent-

schieden.

Die im Streitfall von der Klägerin ihren Arbeitnehmern angebotene 

„Sensibilisierungswoche“ umfasste unter anderem Kurse zu gesunder 

Ernährung und Bewegung, Körperwahrnehmung, Stressbewältigung, 

THerz-Kreislauf-Trraining, Achtsamkeit, Eigenverantwortung und Nach-

haltigkeit. Finanzamt und Finanzgericht (FG) behandelten die Aufwen-

dungen der Klägerin für die Sensibilisierungswoche als Arbeitslohn.

Auf die Revision der Klägerin bestätigte der BFH die FG-Entscheidung. 

Maßnahmen des Arbeitgebers für die Gesundheitsvorsorge der Be-

legschaft, die keinen Bezug zu berufsspezifischen Gesundheitsbeein-

trächtigungen aufweisen, führten zu Arbeitslohn, wenn sie sich bei 

objektiver Würdigung aller Umstände als Entlohnung darstellten. Dies 

hat der BFH für die Sensibilisierungswoche bejaht, da es sich um eine 

allgemein gesundheitspräventive Maßnahme auf freiwilliger Basis ge-

handelt habe.

Maßnahmen zur Vermeidung berufsspezifischer Erkrankungen könn-

ten hingegen im ganz überwiegenden eigenbetrieblichen Interesse des 

Arbeitgebers liegen und deshalb nicht als Arbeitslohn einzustufen sein, 

so der BFH weiter. Zudem komme für Leistungen des Arbeitgebers zur 

betrieblichen Gesundheitsförderung eine Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 

34 des Einkommensteuergesetzes in Betracht.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 21.11.2018, VI R 10/17
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YYoogakurs kann Bildungsurlaub rechtfertigen

Ein Yogakurs kann unter bestimmten Voraussetzungen Bildungsurlaub 

rechtfertigen. Das hat das Landesarbeitsgericht (LAG) Berlin-Bran-

denburg entschieden und einen Anspruch eines Arbeitnehmers auf 

Bildungsurlaub für einen von der Volkshochschule angebotenen fünf-

tägigen Kurs „Yoga I – erfolgreich und entspannt im Beruf mit Yoga und 

Meditation“ bejaht. 

Zur Begründung hat das LAG ausgeführt, der Kurs erfülle die Voraus-

setzungen gemäß § 1 Berliner Bildungsurlaubsgesetz. Es reiche aus, 

dass eine Veranstaltung entweder der politischen Bildung oder der 

beruflichen Weiterbildung diene. Der Begriff der beruflichen Weiter-

bildung sei nach der Gesetzesbegründung weit zu verstehen. Hiernach 

solle unter anderem Anpassungsfähigkeit und Selbstbehauptung von 

Arbeitnehmern unter den Bedingungen fortwährenden und sich be-

schleunigenden technischen und sozialen Wandels gefördert werden. 

Auch ein Yogakurs mit einem geeigneten didaktischen Konzept könne 

diese Voraussetzungen erfüllen. 

LAG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 11.04.2019, 10 Sa 2076/18

Auch für Schwerbehinderte gibt es keine 
Beschäftigungsgarantie

Im bestehenden Arbeitsverhältnis können Schwerbehinderte nach § 

164 Absatz 4 Sozialgesetzbuch (SGB) IX (bis 31.12.2017: § 81 Absatz 

4 SGB IX) von ihrem Arbeitgeber bis zur Grenze der Zumutbarkeit die 

Durchführung des Arbeitsverhältnisses entsprechend ihrer gesundheit-

lichen Situation verlangen. Dies gebe schwerbehinderten Menschen 

jedoch keine Beschäftigungsgarantie, hält das Bundesarbeitsgericht 

(BAG) fest. Der Arbeitgeber könne eine unternehmerische Entschei-

dung treffen, die den bisherigen Arbeitsplatz des Schwerbehinderten 

durch eine Organisationsänderung entfallen lässt. Dessen besonderer 

Beschäftigungsanspruch sei dann erst bei der Prüfung etwaiger Wei-

terbeschäftigungsmöglichkeiten auf einem anderen freien Arbeitsplatz 

zu berücksichtigen.

Arbeitsverhältnis betriebsbedingt im Rahmen des zunächst in Eigen-

verwaltung betriebenen Insolvenzverfahrens, nachdem sie mit dem 

Betriebsrat einen Interessenausgleich mit Namensliste im Sinne des § 

125 Absatz 1 Insolvenzordnung (InsO) geschlossen hatte. Die Namens-

liste enthält den Namen des Klägers, dessen Arbeitsplatz wegen Um-

verteilung der noch verbliebenen Aufgaben nicht mehr besetzt werden 

T

muss. Die Hilfstätigkeiten, die er verrichtete, werden nunmehr von 

den verbliebenen Fachkräften miterledigt. Andere Täätigkeiten kann der 

Kläger nicht ausüben. Er hält die Kündigung dennoch für unwirksam 

und beruft sich auf den tariflichen Sonderkündigungsschutz sowie den 

Beschäftigungsanspruch aus § 81 Absatz 4 SGB IX alter Fassung.

Die Vorinstanzen haben seine Kündigungsschutzklage abgewiesen. Die 

Revision des Klägers hatte vor dem BAG keinen Erfolg. Die streitgegen-

ständliche Kündigung habe das Arbeitsverhältnis beendet. Der tarifli-

che Sonderkündigungsschutz zeige gemäß § 113 Satz 1 InsO keine Wir-

T

kung. Hiergegen bestünden keine verfassungsrechtlichen Bedenken. 

Der Beschäftigungsanspruch aus § 81 Absatz 4 SGB IX alter Fassung 

komme mangels geeigneter Weiterbeschäftigungsmöglichkeit nicht 

zum Trragen. Die Arbeitgeberin sei nicht verpflichtet gewesen, für den 

Kläger einen Arbeitsplatz zu schaffen oder zu erhalten, den sie nach 

ihrem Organisationskonzept nicht mehr benötigt. 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 16.05.2016, 6 AZR 329/18

Massenentlassung: Arbeitgeber darf Kündigungs-
schreiben vor Anzeige bei der Agentur für Arbeit 
unterzeichnen

Ein Arbeitgeber verstößt nicht gegen § 17 Absatz 1 Kündigungsschutz-

gesetz (KSchG), wenn er bei einer Massenentlassung die Kündigungs-

schreiben unterzeichnet und dann die Entlassungen bei der Agentur 

für Arbeit anzeigt. Dies hat das Landesarbeitsgericht (LAG) Berlin-

Brandenburg in mehreren Urteilen entschieden. Dabei ist es jeweils 

von einer Entscheidung des LAG Baden-Württemberg vom 21.08.2018 

(12 Sa 17/18) abgewichen.

Die Arbeitgeberin hatte eine Vielzahl von Kündigungsschreiben un-

Arbeit

 

 

Der schwerbehinderte Kläger war langjährig bei der insolventen Ar-

beitgeberin beschäftigt. Das Arbeitsverhältnis unterfiel einem ta-

riflichen Sonderkündigungsschutz. Die Arbeitgeberin kündigte das 

terzeichnet, anschließend die Massenentlassung bei der Agentur für 

Arbeit angezeigt und dann die Kündigungsschreiben versandt. Das 

LAG hat dieses Vorgehen für rechtlich zulässig gehalten. Das Verfah-
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Rechtsfolgenbelehrungen für Sperrzeiten mit einer Dauer von sechs 

oder zwölf Wochen, so die Richter. Mit den Grundsätzen einer indi-

viduellen Vermittlung sei verbunden, dass hinsichtlich der leistungs-

rechtlichen Konsequenzen im konkreten Fall belehrt werden muss.

Ausgehend hiervon komme in der Sache B 11 AL 14/18 R schon deshalb 

nur eine dreiwöchige Sperrzeit in Betracht. Allerdings seien weitere 

Feststellungen des Landessozialgerichts erforderlich, weshalb die Sa-

che zurückzuverweisen sei

T

Arbeitslosigk

ren nach § 17 Absatz 1 KSchG diene – anders als das Konsultationsv

fahren nach § 17 Absatz 2 KSchG beziehungsweise die Betriebsrats

anhörung nach § 102 Betriebsverfassungsgesetz – nicht dazu, auf 

Kündigungsentschluss des Arbeitgebers einzuwirken; der Arbeitgeber 

dürfe daher endgültig zur Vornahme der Massenentlassung entschlos

sen sein, bevor er diese bei der Agentur für Arbeit anzeige. 

Ob die Massenentlassungsanzeige vor dem Absenden oder 

dem Zugang der Kündigungserklärungen erfolgen müsse, hat das LAG 

Berlin-Brandenburg unterschiedlich entschieden. Einmal hielt es das 

Absenden der Kündigungserklärung für entscheidend (21 Sa 1534/18), 

einmal den Zugang der Kündigungserklärung (18 Sa 1449/18). Nur im 

Verfahren 21 Sa 1534/18 ließ das LAG die Revision zum Bundesarbeits-

gericht zu.

Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 25.04.2019, 21 

Sa 1534/18 sowie Urteil vom 09.05.2019, 18 Sa 1449/18

keeit: Zweite und dritte Sperrzeiten nur 
bei konkreten Rechtsfolgenbelehrungen

Lehnt ein Arbeitsloser wiederholt Beschäftigungsangebote ab oder 

verweigert die Teeilnahme an Maßnahmen zur Aktivierung und beruf-

lichen Eingliederung (versicherungswidriges Verhalten), kann deshalb 

eine zweite und dritte Sperrzeit mit einer Dauer von sechs und zwölf 

Wochen nur eintreten, wenn dem Arbeitslosen zuvor konkrete Rechts-

folgenbelehrungen erteilt worden sind und zudem bereits ein Bescheid 

über eine vorausgegangene Sperrzeit ergangen ist. Dies hat das Bun-

dessozialgericht (BSG) in zwei Fallgestaltungen entschieden, in denen 

die Arbeitsverwaltung erst deutlich nach dem mehrfachen möglichen 

versicherungswidrigen Verhalten zeitgleich mehrere Bescheide über 

Sperrzeiten mit unterschiedlicher Dauer erlassen hatte.

Gegenüber der bisherigen generellen Praxis der Bundesagentur für Ar-

beit hat das BSG damit erhöhte Anforderungen an die Rechtsfolgenbe-

lehrung für solche Sperrzeiten formuliert, die über eine Dauer von drei 

Wochen hinausgehen. 

Einheitliche Rechtsfolgenbelehrungen, die – wie in den entschiede-

nen Fallgestaltungen – auf sämtliche möglichen Sperrzeitformen bei 

einem wiederholten versicherungswidrigen Verhalten hinweisen und 

damit lediglich den Gesetzestext wiederholen, seien keine wirksamen 

che zurückzuverweisen sei. 

Gleichfalls in Abweichung von der bisherigen Praxis der Arbeitsverwal-

tung hat das BSG aus der systematischen Regelungsstruktur der Sperr-

zeitvorschriften und den Grundsätzen zu deren verfahrensrechtlicher 

Umsetzung abgeleitet, dass die besonderen Rechtsfolgen einer zwei-

ten und dritten Sperrzeit mit einer Dauer von sechs und zwölf Wochen 

nur eintreten können, wenn das vorangegangene versicherungswidrige 

Verhalten durch einen Verwaltungsakt umgesetzt worden ist. Wegen 

der vom Gesetz geforderten Abfolge von erstem, zweitem und wei-

terem versicherungswidrigen Verhalten müsse auch die Umsetzung 

zeitlich gestaffelt stattfinden.

Ausgehend hiervon habe die sechswöchige Sperrzeit im Verfahren B 11 

AL 17/18 R keinen Bestand haben können, weil die Agentur für Arbeit 

erst zu einem späteren Zeitpunkt die Leistungsbewilligung zeitgleich 

wegen mehrerer Sperrzeiten aufgehoben hat. 

om 27Bundessozialgericht, Entscheidungen v 7..06.2019, B 11 AL 14/18 R 

und B 11 AL 17/18 R

Betriebsratswahl: Ein Verkaufsbereich darf nicht in 
kleine Regionen aufgeteilt werden

Eine Betriebsratswahl in einem Einzelhandelsunternehmen (hier ging 

es um einen Verkaufsbereich von ALDI) ist unwirksam, wenn vor der 

Wahl jeweils 4 Filialen aus dem gesamten 67 Filialen umfassenden Be-

reich zu einzelnen Regionen zusammengeschlossen wurden, und für 

die dann jeweils ein separater Betriebsratsvorsitzender gewählt wurde.

Die einzelnen Verkaufsregionen stellen keine betriebsratsfähige Ein-

heit dar, erklärte das Arbeitsgericht Düsseldorf. Vielmehr sei nur der 

komplette Verkaufsbereich mit allen 67 Filialen die betriebsratsfähige 

Einheit. 

ArbG Düsseldorf, 8 Bv 224/18 vom 05.06.2019
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Betriebsratswahlen: Kopierte Vorschlagsliste und 
elektronische Stimmauszählung sind zulässig

Das Landesarbeitsgericht (LAG) Hessen hat die Anforderungen, die 

bei der Betriebsratswahl an das Wahlverfahren zu stellen sind, in zwei 

Eilverfahren konkretisiert. Es hat zum einen entschieden, dass das Ko-

pieren der Wahlvorschlagsblätter zulässig ist. Zum anderen stellte das 

LAG klar, dass die Stimmen mit Hilfe von Hochleistungsscannern aus-

gezählt werden dürfen.

In dem einen Verfahren ging es um die Zulassung einer Vorschlagsliste 

für die Betriebsratswahl durch den Wahlvorstand. Im Original der mit 

einem Kennwort bezeichneten Vorschlagsliste waren alle Bewerber 

in einer Rangordnung aufgeführt. Von dieser Vorschlagsliste hatten 

die Listenvertreter nummerierte Kopien hergestellt und auf mit den 

Kopien Stützunterschriften für ihren Wahlvorschlag gesammelt. Der 

Wahlvorstand bemängelte, dass die Kopien, die ungeheftet in einer 

Klarsichthülle eingereicht wurden, keinen gültigen Wahlvorschlag bil-

deten.

Das LAG hat den Wahlvorschlag zugelassen. Es sei eindeutig erkennbar, 

auf welchen Wahlvorschlag sich die Stützunterschriften bezogen. Eine 

Vorschlagsliste dürfe vervielfältigt werden. Alle von den Unterstützern 

unterzeichneten Wahlvorschlagsblätter führten die Bewerber mit ih-

ren persönlichen Daten und in der festgelegten Reihenfolge inhaltlich 

übereinstimmend an. Das sei ausreichend. Kopien, auf denen keine 

Unterschriften gesammelt wurden, müssten nicht eingereicht werden.

In dem anderen Verfahren hat das LAG beschlossen, dass die zur 

Wahl des Betriebsrats abgegeben Stimmen mit Hilfe von Hochleis-

tungsscannern ausgezählt werden durften. Das Betriebsverfassungs-

gesetz und die Wahlordnung verböten den Einsatz elektronischer 

Hilfsmittel nicht. Es handele sich nicht um Wahlcomputer, mit denen 

elektronisch abgestimmt werde. Die abgegebenen Stimmzettel seien 

während der öffentlichen Stimmauszählung durch den Wahlvorstand 

aus der Wahlurne genommen und vor dem Scannen überprüft wor-

den. Dann sei ausreichend, wenn ein Mitglied des Wahlvorstands die 

anschließende elektronische Stimmauswertung durch Stichproben 

Pflegegeld muss nicht genau am ersten Kalendertag 
des Monats zur Verfügung stehen

Versicherte haben keinen Anspruch auf Auszahlung des Pflegegeldes 

bereits vor dem Monatsersten, wenn dieser auf einen Samstag, Sonn-

tag oder Feiertag fällt. Dies stellt das Sozialgericht (SG) Gießen klar.

Der Kläger bezieht Leistungen nach dem Pflegegrad 3. Er klagte mit 

dem Ziel der Auszahlung des Pflegegeldes jeweils spätestens zum Mo-

natsersten, im Fall eines Feiertags bereits vor dem Monatsersten. Die 

beklagte Knappschaft-Bahn-See verwies auf ihre Verwaltungspraxis, 

wonach sie das Pflegegeld jeweils zum Monatsersten anweise. Falle 

dieser auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, verschiebe sich die 

Auszahlung auf den nächsten Werktag im Monat. Die Beklagte hielt 

diese Praxis für rechtmäßig.

Die Klage hatte keinen Erfolg. Das Gericht wies darauf hin, dass das 

Sozialgesetzbuch XI (SGB XI) – Soziale Pflegeversicherung – keine aus-

drückliche Regelung zur Fälligkeit des hier streitigen Anspruchs auf 

T

Pflegegeld enthält. Daher sei auf die allgemeinen Regelungen in §§ 41, 

40 Absatz 1 SGB I – Allgemeiner Teeil –  zurückzugreifen. Nach der ge-

T

setzlichen Regelung würden Ansprüche auf Sozialleistungen mit ihrem 

Entstehen fällig, soweit die besonderen Teeile des SGB keine Regelung 

enthielten. Ansprüche auf Sozialleistungen entstünden, sobald ihre im 

Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes bestimmten Voraussetzungen 

vorlägen. Die Fälligkeit des Pflegegeldes hänge davon ab, wann die ge-

setzlich genannten Leistungsvoraussetzungen vorlägen.

Das Bundessozialgericht habe entschieden, dass der Anspruch jeweils 

am Anfang und nicht am Ende eines Kalendermonats fällig werde. 

Aus diesem Fälligkeitszeitpunkt ergebe sich aber nicht, dass das Pfle-

gegeld grundsätzlich auch genau am ersten Kalendertag des Monats 

zur Verfügung stehen müsse, so das SG. Da der fristgerechte Überwei-

sungsauftrag und nicht der Eintritt des Leistungserfolges entscheidend 

sei, komme es weder auf die Abbuchung vom Schuldnerkonto bei der 

Knappschaft-Bahn-See noch auf die Gutschrift auf dem Konto des Ver-

sicherten an.

Die Beklagte genüge ihrer Zahlungsverpflichtung gegenüber einem 

Arbeit  

T

T

kontrolliere.

Landesarbeitsgericht Hessen, Beschlüsse vom 25.04.2018, 16 TaaBVGa 

83/18 und 16 TaaBVGa 77/18

Bezieher von Pflegegeld dann, wenn sie das Pflegegeld am Ersten eines 

Kalendermonats anweise. Dies gelte unabhängig davon, wann dieses 

Geld auf dem Konto des Versicherten gutgeschrieben werde. Falle der 

16

 
 

 
 

 
 

T

Erste des Kalendermonats auf einen Samstag, Sonntag o

genüge die Beklagte ihrer Leistungsverpflichtung, wenn sie

geld am erstmöglichen Teermin nach Fälligkeit, also dem e

tag im Monat anweise. Das Gericht verwies in diesem Zus

auf ein Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 1

8 P 19/07).

Sozialgericht Gießen, Gerichtsbescheid vom 12.10.2018, 

nicht rechtskräftig
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m sie für die 
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anderer Mo-
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äude zulässig 

en Gewerbe-

gepachteten 

entralen Ein-

großer Park-

Auto zur Ar-

r 2015 wurde 

nde Gewerk-

m Hauptein-

Vertreter so-

forderten die 

m Streik auf. 

hnliches wie-

ssung solcher 

prochen; das 

n gerichtete 

olg. Im kon-

ndrechtlicher 

Gewährleistungen auf Arbeitgeber- und Gewerkschaftsseite, dass die 

Arbeitgeberin eine kurzzeitige, situative Beeinträchtigung ihres Besit-

zes hinnehmen müsse. Angesichts der örtlichen Verhältnisse könne die 

Gewerkschaft nur auf dem Firmenparkplatz vor dem Haupteingang 

mit den zum Streik aufgerufenen Arbeitnehmern kommunizieren und 

im Gespräch versuchen, auf Arbeitswillige einzuwirken.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 20.11.2018, 1 AZR 189/17

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz: 
Eine gesuchte „Bürofee“ kann auch ein Mann sein...

Vor dem Hessischen Landesarbeitsgericht verlor ein männlicher Be-

werber um eine Arbeitsstelle als „Bürofee“ auf 450 Euro-Basis den 

Prozess. Er war mit seiner Bewerbung um diese Stelle von dem Un-

ternehmen abgewiesen worden. Daraufhin verlangte er eine Entschä-

digung in Höhe von 1.350 Euro, weil er wegen seines Geschlechtes 

nicht eingestellt worden sei, was sich nach dem Allgemeinen Gleich-

behandlungsgesetz als eine Diskriminierung wegen seines Geschlechts 

darstelle. 

Das Gericht stellte fest, dass die Ausschreibung einer Stelle für eine 

„Bürofee“ durchaus auch an männliche Bewerber gerichtet gewesen 

sein könne, was mehrere Formulierungen in anderen Stellenanzeigen 

T

zeigten, etwa durch den Zusatz „männlich/weiblich“. 

Aber auch die Taatsache, dass er bereits bei der Firma beschäftigt gewe-

sen sei, sie aber im Streit verlassen habe, zeigte, dass er kaum ernsthaft 

um die Stelle angehalten hatte, sondern hauptsächlich eine Entschädi-

gungszahlung erreichen wollte. 

Hessisches LAG, 3 Sa 487/16 vom 08.09.2017

 
 

T

T

T

T

T

nicht rechtskräftig

Streikmobilisierung auf Firmenparkplatz 
kann zulässig sein 

Das Streikrecht umfasst die Befugnis einer streikführend

schaft, die zur Arbeitsniederlegung aufgerufenen Arbeitne

telbar vor dem Betreten des Betriebes anzusprechen, um

Teeilnahme am Streik zu gewinnen. Eine solche Aktion kan

von den konkreten örtlichen Gegebenheiten – mangels a

bilisierungsmöglichkeiten auch auf einem vom bestreikt

ber vorgehaltenen Firmenparkplatz vor dem Betriebsgebä

sein. Dies stellt das Bundesarbeitsgericht (BAG) klar.

Die Arbeitgeberin betreibt in einem außerörtlich gelegene

gebiet ein Versand- und Logistikzentrum. Zu dem von ihr 

Gelände gehören ein Betriebsgebäude, das über einen ze

gang zugänglich ist, und ein circa 28.000 Quadratmeter 

platz, welcher zur Nutzung für die überwiegend mit dem 

beit kommenden Mitarbeiter bestimmt ist. Im September

die Arbeitgeberin an zwei Taagen bestreikt. Die streikführen

schaft baute an beiden Taagen auf dem Parkplatz vor dem

gang Stehtische und Toonnen auf und postierte dort ihre V

wie streikende Arbeitnehmer. Diese verteilten Flyer und f

zur Arbeit erscheinenden Arbeitnehmer zur Teeilnahme am

Zu physischen Zugangsbehinderungen kam es nicht. Äh

derholte sich bei einem eintägigen Streik im März 2016.

Mit ihrer Klage hat die Arbeitgeberin die künftige Unterlas

Aktionen verlangt. Das Arbeitsgericht hat der Klage entsp

Landesarbeitsgericht hat sie abgewiesen. Die hiergege

Revision der Arbeitgeberin blieb vor dem BAG ohne Erfo

kreten Fall ergebe die Abwägung widerstreitender grun
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Kläger

Unerwünschter Carport muss abgerissen werden

Ein ohne die erforderliche Zustimmung der Miteigentümer errichte-

ter Carport muss wieder abgerissen werden. Dies hat das Amtsgericht 

(AG) München entschieden und eine Familie zur Vornahme entspre-

chender Maßnahmen verurteilt.

Kläger und Beklagte sind Eigentümer benachbarter Hausgrundstücke, 

zwischen denen ein Weg zu drei nebeneinander liegenden Kfz-Stell-

plätzen führt, die zwei rechten für die Beklagten, der linke für die Klä-

ger. Weg und Stellplätze stehen im gemeinsamen Miteigentum. Die 

eingetragene Grunddienstbarkeit enthält das Recht, die Stellplätze 

zum Abstellen von Kraftfahrzeugen zu benützen, nicht aber das Recht, 

sie mit einem Carport zu bebauen.

Bei einem Gespräch vor den Sommerferien 2016, ob ein Carport für 

die Fahrzeuge errichtet werden solle, zeigten sich die Kläger schließlich 

interessiert, hielten aber eine nähere Abstimmung von Gestaltung und 

Preisvorstellungen und die Klärung baurechtlicher Fragen für erforder-

lich. In den Sommerferien kündigten die Beklagten den Klägern an, den 

Parkbereich zu pflastern. Zusätzlich begannen die Beklagten im Urlaub 

der r,, einen Carport über ihre beiden Parkplätze zu bauen. Als die 

Kläger aus dem Urlaub wiederkamen und den Carport im Bau vorfan-

den, widersprachen sie am 12.10.2016 schriftlich. Gleichwohl bauten 

die Beklagten den Carport fertig. Die Rückbaukosten würden sich laut 

Kostenvoranschlag auf rund 3.814 Euro belaufen.

Die Kläger meinen, gemäß § 1004 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) den 

Rückbau beanspruchen zu können, weil ohne ihre Zustimmung gebaut 

Carports würde die Kläger nicht berühren. Es handle sich nicht um 

eine wesentliche Veränderung des Grundstücks. Anders als eine Gara-

ge könne ein Carport „relativ unkompliziert“ wieder entfernt werden. 

Der Carport habe circa 9.000 Euro gekostet. Ihr Vorschlag, den von 

den Klägern stets als zu wuchtig empfundenen Carport nach links zu 

erweitern, die Kosten für die Erweiterung zur Hälfte selbst zu tragen 

und dabei auch, soweit möglich, Holzelemente zu entfernen, um einen 

weniger wuchtigen Eindruck zu vermitteln, sei von den Klägern abge-

lehnt worden.

Das Amtsgericht (AG) München gab den Klägern Recht. Als Mitei-

gentümer des Stellplatzgrundstückes könnten sie von den Miteigen-

tümern Wiederherstellung des früheren Zustandes verlangen, da sie 

keine Verpflichtung hätten, die Errichtung eines Carports zu dulden. 

Schon im Ausgangspunkt habe die Errichtung des Carports auf dem 

Stellplatzgrundstück eine allseits zustimmungspflichtige Maßnahme 

dargestellt, schon weil es sich um eine wesentliche Veränderung des 

Gemeinschaftsgrundstücks gehandelt habe, weswegen dies einer blo-

ßen Mehrheitsentscheidung entzogen gewesen sei. Zudem wäre eine 

ordnungsgemäße – im gemeinsamen Interesse – liegende Maßnahme 

nur dann anzunehmen, wenn mit der Maßnahme gemeinschaftliche 

Interessen verfolgt worden wären. Dies sei aber nicht der Fall, weil die 

Beklagten einen Carport nur für sich und nicht auch für die Miteigentü-

mer gebaut hätten. Im Effekt hätten die Beklagten damit nur das ihnen 

durch Dienstbarkeit zugesprochene Recht auf Abstellen des Fahrzeugs 

auf ein Überdachen ihres Fahrzeugs erweitert, was so eindeutig nicht 

TTeeil der Dienstbarkeit gewesen sei.

Bauen und 

 

p , g g

worden sei. Zudem sei die Grundstücksgrenze zum Hausgrundstück 

der Kläger überbaut worden. Wenn überhaupt, dann hätte man einen 

Carport in Stahl gewollt. Ihre Wünsche und Einwendungen seien aber 

schlicht übergangen worden.

Die Beklagten halten dagegen, dass sich die Kläger trotz Vereinbarung, 

dass sie einen Gestaltungsvorschlag vorlegen würden, nicht mehr 

gemeldet hätten. Eigene Vorschläge der Kläger seien erst erfolgt, als 

schon gebaut worden war. Ende Juli 2016 sei das Angebot des Carport-

bauers, ihn mit der Errichtung eines Carports auch für ihren Stellplatz 

zu beauftragen, unerwidert geblieben. Die Kläger hätten doch grund-

sätzlich der Errichtung eines Carports zugestimmt. Die Gestaltung des 

64/17om 17

g

AG München, Urteil v 7..09.2018, 132 C 97 7,, rechtskräftig

Kinder-“Gepolter“ in Nachbarwohnung ist 
hinzunehmen

Von einer Nachbarwohnung ausgehender Kinderlärm ist grundsätzlich 

als sozialadäquat, zumutbar und zu akzeptierendes typisches Verhal-

ten hinzunehmen. Das hat das Amtsgericht (AG) München entschie-

den und die Klage von Nachbarn auf Unterlassung weiterer Ruhestö-

rung abgewiesen. Dabei hat das AG auch betont, dass Eltern nicht 

ohne weiteres für ein Fehlverhalten ihrer Kinder verantwortlich seien, 
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er in diesem 

n.

ekt unter der 

6 Jahre alten 

e errichtet.

he verursach-

deren Kinder 

Feiertagsru-

äquat, zumutbar und zu akzeptierendes typisches Verhalten anzuse-

hen, betont das Gericht. Auszugehen sei dabei von der Wohnung als 

familiengeschütztem Raum und dem Umstand, dass Kinder meist in 

jedem Lebensalter gewisse Störungen hervorrufen.

Dabei komme es auch auf die übrigen Verhältnisse im Haus und das 

Lebensalter der Kinder und Jugendlichen sowie die Verhältnisse der 

Eltern an. Zwar müssten die Eltern als Mieter ihnen alles Zumutbare 

unternehmen Störungen von anderen Mietern fernzuhalten Jedoch

T

wenn die Kinder schon über 14 Jahre alt sind. Denn Kinder in 

Alter ließen sich häufig nichts mehr von ihren Eltern sagen.

Die verheirateten Kläger leben in einer Mietwohnung direkt unter 

Wohnung des beklagten Ehepaares mit deren 14 und 16 

Kindern. Das Mietshaus wurde 1962 in massiver Bauweise errichtet

Die Kläger tragen vor, dass die Beklagten laute Geräusche 

ten, die in ihrer Wohnung hörbar seien. Die Beklagten oder 

würden auch während der Mittags-, der Nacht- oder der Feiertagsru-

he herumrennen und herumtrampeln. Es würden Türen zugeschlagen, 

was in ihrer Wohnung hörbar sei und eine erhebliche Belästigung dar-

stelle. Es gehe von den Beklagten und ihren Kindern ein ständiger Lärm 

aus, der weit darüber hinausgehe, was zugestanden werden müsse. 

In dem von ihnen über drei Monate bis zur Klageerhebung geführten 

Lärmprotokoll finden sich nahezu täglich bis zu acht Eintragungen über 

Lärmen und Poltern vor allem in den Nachmittags- und Abendstunden 

bis spätestens 22.30 Uhr. Nach einer ersten Vereinbarung – noch vor 

den Aufzeichnungen – sei es mit den Beklagten nur für kurze Zeit bes-

ser geworden. Danach sei es wieder wie vorher gewesen.

Der Beklagte erklärt in der Hauptverhandlung, dass die behaupteten 

Ruhestörungen nicht der Wahrheit entsprächen. Der Beklagte arbeite 

als Kraftfahrer an wechselnden Taagen von 7 bis 22 Uhr, seine Ehefrau 

von 7 bis 16 Uhr. Die Kinder seien von 7 bis 17 Uhr in der Schule.

Das AG München gab den Beklagten Recht. Zwar könne ein Mieter 

von einem Mieter desselben Mehrfamilienhauses unter dem Gesichts-

punkt der Besitzstörung gegebenenfalls die Unterlassung nicht hinzu-

nehmender Geräuschbeeinträchtigungen verlangen. Dass die aus der 

Wohnung der Beklagten tretende Geräuschentwicklung ein nicht mehr 

hinnehmbares sozialadäquates Maß überschritten hätte, sei nicht er-

sichtlich. Es entspreche der allgemeinen Lebenserfahrung, dass in Räu-

men, die unterhalb einer anderen Wohnung liegen, mit dem Auftreten 

von Geräuschen aus der darüber liegenden Wohnung zu rechnen sei.

Das gelte erst recht, wenn es sich wie im Streitfall um einen Altbau 

aus dem Jahr 1962 handelt, in dem kein moderner Standard der Ge-

räuschdämmung erwartet werden könne. Kinderlärm sei als Ausdruck 

selbstverständlicher kindlicher Entfaltung grundsätzlich als sozialad-

unternehmen, Störungen von anderen Mietern fernzuhalten. Jedoch 

seien die beklagten Eltern nicht ohne weiteres verantwortlich, wenn 

sich die 14- bis 16-jährigen Kinder von ihnen nichts mehr sagen lassen. 

Im Zweifel sei für das Kind und dessen Eltern zu entscheiden. Selbst 

wenn vereinzelt, wie vom Kläger behauptet, nach 22 Uhr „Rumpeln“, 

„Rumgetrampel“ beziehungsweise „Rumgepolter“ in einem Maße ver-

nehmbar gewesen sein sollte, das nicht mehr sozialadäquat hinnehm-

bar gewesen wäre, so liege nahe, dass dies zumindest auch durch die 

Kinder der Beklagten verursacht worden ist, für deren gelegentliche 

Verstöße die Beklagten aus den vorgenannten Gründen nicht haftbar 

2/17om 23.05.2017

zu machen sind.

Das Urteil ist nach Zurücknahme der Berufung rechtskräftig.

AG München, Urteil v 7,, 283 C 113 7,, rechtskräftig
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ermietete WVermieter darf v Woohnung zu 
Rauchmelder-Einbau betreten

Der Vermieter darf die Wohnung zum Einbau von Rauchmeldern be-

treten. Das Amtsgericht (AG) München verurteilte die Mieter eines 

Reihenhauses, in diesem die Montage von Rauchmeldern durch den 

klagenden Vermieter nach mindestens einwöchiger Vorankündigung 

in der Zeit von montags bis freitags zwischen 8.00 Uhr und 17.00 Uhr 

in allen als Schlaf-, Wohn- oder Kinderzimmer genutzten Räumen so-

wie den dorthin führenden Fluren zu dulden.

Die Beklagten, Mutter und Sohn, sind seit 1997 Mieter des streitge-

genständlichen Hauses. Der Kläger forderte die Beklagten als Ver-

mieter wiederholt zur Duldung des Einbaus von Rauchwarnmeldern 

in dem Haus auf. Er meint, ihm sei persönlich Zutritt für den Einbau 

der Rauchwarnmelder zu gewähren. Die Beklagten hingegen sind der 

Ansicht, die Montage von Rauchmeldern müsse der Kläger auf eige-

ne Kosten durch einen Fachbetrieb vornehmen lassen. Aufgrund eines 

anhaltenden Konflikts zwischen den Mietparteien sei es ihnen nicht 

zumutbar, dass der Kläger die Wohnung betritt. Insbesondere sei zu 

berücksichtigen, dass das Betreten des Hauses durch den Kläger Le-

bensgefahr für die Beklagten bedeuten könne, da der Kläger auf den 

Anrufbeantworter der Beklagten im Jahr 2005 folgende „Morddro-

hung“ hinterlassen habe: „Eines verspreche ich Ihnen beim Leben Ihrer 

Großmutter, dass die Abrechnung zum Schluss gemacht wird“.

Das AG München gab dem Kläger Recht. Durch das Anbringen von 

Rauchmeldern werde die Sicherheit der Mietsache und der Mieter er-

höht. Unter diesem Gesichtspunkt bestehe ein berechtigtes Interesse 

des Klägers daran, das Haus der Beklagten mit Rauchwarnmeldern 

auszustatten. Im Übrigen sei der Vermieter sogar gesetzlich verpflich-

tet, die verfahrensgegenständliche Wohnung mit Rauchmeldern aus-

zustatten. Der Einbau dürfe grundsätzlich auch durch den Vermieter 

persönlich erfolgen. Der Mieter sei zur Duldung von Maßnahmen 

nicht nur durch vom Vermieter beauftragte Handwerker, sondern auch 

durch den Vermieter persönlich verpflichtet. Einen Anspruch auf einen 

Einbau durch einen Fachbetrieb auf Kosten des Vermieters habe der 

Der Duldungspflicht der Mieter stehe keine „Morddrohung“ durch den 

Kläger entgegen. Ein konkret in Aussicht gestelltes Verbrechen sei bei 

vernünftiger Betrachtung nicht einmal ansatzweise ersichtlich. Auf 

den subjektiven Eindruck der Beklagten komme es nicht maßgeblich 

an. Hinzu komme, dass die angebliche Äußerung dadurch, dass sie be-

reits lange zurückliegt, an Präsenz und Bedeutung verloren habe und 

das Verhältnis zwischen den Parteien nicht mehr nachhaltig zu prägen 

geeignet sei. Hinzu komme, dass etwaige – nicht bewiesene – Gesund-

heitsbeeinträchtigungen auch von Beklagtenseite dadurch vermieden 

werden könnten, dass die Beklagte einem persönlichen Aufeinander-

treffen mit dem Kläger schlicht aus dem Weg geht. Dies sei bei einer so 

kurzen Dauer der Anwesenheit des Klägers selbstverständlich zumut-

bar, meint das Gericht.

Amtsgericht München, Urteil vom 30.08.2018, 432 C 6439/18, 

rechtskräftig

Wohnungseigentümergemeinschaft: Beobachtung 
von Gemeinschaftsflächen durch Wildcam unzulässig

Die bloße Möglichkeit, von Überwachungskameras des Nachbarn 

erfasst zu werden, kann im konkreten Einzelfall unzumutbar sein. 

Dies hat das Amtsgericht (AG) München entschieden. Es hat den Ei-

gentümer einer Wohnung dazu verurteilt, es zu unterlassen, die Ge-

meinschaftsflächen seiner mit technischen Geräten (Video Kameras, 

TDash-Cams oder sonstige Geräte, die zur Aufnahme von Bild und Toon 

geeignet sind) zu überwachen.

Im zugrunde liegenden Fall sind Kläger und Beklagter Eigentümer 

je einer Wohnung einer Wohnungseigentümergemeinschaft. Am 

10.07.2018 hatte der Beklagte am Balkon der ihm gehörenden Woh-

nung in zehn Metern Höhe eine Überwachungskamera installiert, die 

auf die Gemeinschaftsflächen des Gemeinschaftsgartens gerichtet 

war. Er hat die Kamera auf Verlangen der Miteigentümer wieder ent-

fernt, eine entsprechende Unterlassungserklärung aber nicht unter-

schrieben.

Der Beklagte gab an, die Entfernung zum Gemeinschaftsgarten und zu 

Bauen und 

 

Mieter nicht. Die Beauftragung eines Fachbetriebs sei für den Einbau 

von Rauchwarnmeldern nicht notwendig. Der Vermieter könne ihn 

vielmehr aus Wirtschaftlichkeitsgründen selbst vornehmen. 

den Bäumen betrage circa 15 Meter und die Kamera könne nur in etwa 

drei Meter Entfernung auslösen, wenn sich dort etwas bewege. In dem 

Anwesen sei bereits zwei Mal im Erdgeschoss eingebrochen worden 
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und seinem Sohn seien aus dessen nahegelegener Tiefga

zwei Fahrräder geklaut worden.

Der Kläger fühlt sich durch diese Kameras beeinträchtig

te nicht aufgenommen werden, wenn er sich auf Geme

gentum aufhält. Das AG München gab ihm Recht. Gem

1 Wohnungseigentumsgesetz (WEG) sei jeder Wohnung

verpflichtet, vom gemeinschaftlichen Eigentum nur in so

Gebrauch zu machen dass dadurch keinem der anderen
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er Beklagten 

sprechenden 

eresse beste-
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Thaft Teeile des

r die Absicht 

weiterer Überwachungsmaßnahmen in einer E-Mail vom 01.09.2018 

konkret angekündigt, in der er wörtlich schreibe: „… Und wer weiß, 

vielleicht lege ich mir doch noch eine SpyCam zu“. 

Amtsgericht München, Urteil vom 28.02.2019, 484 C 18186/18 WEG, 

rechtskräftig

Mietrecht: Ein Vermieter muss einen Türspion dulden

Das Amtsgericht Meißen hat entschieden, dass ein Mieter berechtigt 

ist, einen Türspion in die Eingangstür seiner Wohnung einbauen zu 

lassen, ohne dafür eine Genehmigung seines Vermieters einholen zu 

müssen. Denn der Einbau eines Türspions gehöre zum vertragsgemä-

ßen Gebrauch einer Wohnung und greife nur geringfügig in die Bau-

substanz ein. Der Vermieter kann nicht erfolgreich verlangen, dass der 

Mieter den Spion „sofort und fachgerecht“ entfernt. 

Allerdings muss er den Spion nur bis zum Ende des Mietverhältnisses 

dulden. Dann muss der Mieter den ursprünglichen Zustand der Ein-

gangstür wiederherstelle – und notfalls auch das Türblatt auswechseln. 

AmG Meißen, 112 C 353/17 vom 04.12.2017

Gebrauch zu machen, dass dadurch keinem der anderen

eigentümer über das bei einem geordneten Zusamme

vermeidliche Maß hinaus ein Nachteil erwächst. Entsp

obergerichtlichen Rechtsprechung könne die Installation 

kamera zwar durchaus vom Gebrauchsrecht des Eigent

Sondereigentümers umfasst sein. Dies gelte jedoch nur da

Kamera ausschließlich auf Bereiche ausgerichtet ist und 

fasst, die dem Sondereigentum des jeweiligen Eigentümer

In der Installation der Wildcam lag laut AG eine Beeinträc

das Maß des Zulässigen überschreitet. Unstreitig sei, da

cam in Richtung Gemeinschaftsgarten positioniert war

auch nicht darauf an, ob die Wildcam lediglich in eine

drei Metern filmen kann oder darüber hinaus gehend. Die

chung sehe es regelmäßig sogar als ausreichend an, das

Vorhandensein einer derartigen Kamera bereits dadurch i

der Betroffenen eingegriffen werde, dass hierdurch ein 

Überwachungsdruck aufgebaut werde. Dem sei insbesond

Hintergrund zuzustimmen, dass für die Miteigentümer, die

Besucher nicht ersichtlich sei, ob und wann die Kamera

aufnimmt und aufzeichnet. Sofern die Betroffenen eine Ü

durch derartige Kameras objektiv ernsthaft befürchten m

bereits ein Eingriff in das Persönlichkeitsrecht vor.

Es fehle auch an der notwendigen Beschlussfassung der 

gemeinschaft. 

Das Gericht verkenne hierbei nicht, dass das Interesse de

grundsätzlich nachvollziehbar ist und aufgrund der ents

Darlegungen auch durchaus ein erhöhtes Sicherheitsinte

hen mag. Dies führe aber nicht dazu, dass die Beklagte be

ohne jedwede Kontrollmöglichkeit durch die Gemeinsch

Gemeinschaftseigentums zu überwachen. Zudem habe e
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erUnterhalt: „Unbefristete“ V reinbarung bleibt auch 
bei Rechtsänderung bestehen

Haben sich Eheleute in einem Scheidungsfolgeverfahren auf die Zah-

lung eines unbefristeten Unterhalts (hier zugunsten der Frau) ent-

schieden, so kann sich der geschiedene Mann später nicht auf eine Än-

derung der Rechtslage (hier vom Bundesgerichtshof „im Rahmen von 

Billigkeitsentscheidungen“ geschehen) berufen, um die Vereinbarung 

zu seinen Gunsten zu ändern. 

Dies dann nicht, wenn die beiden im Vertrag ausdrücklich einen „An-

passungsausschluss“ vereinbart haben. Der Bundesgerichtshof: „Auf-

tretende Risiken sollen dort verbleiben, wohin sie fallen“. 

BGH, XII ZB 66/14 vom 11.02.2015

Bei scheidungsbedingter Teeilung des Rentenanrechts 
darf Ehegatte eines Versicherten nicht einfach in 

r Taarif verwiesen werden

Der Träger einer Zusatzversorgung kann bei einer scheidungsbeding-

ten Teeilung des Rentenanrechts nicht ohne Weiteres den Ehegatten 

eines Versicherten in einen anderen Taarif verweisen. Die Regelung der 

Evangelischen Zusatzversorgungskasse (EZVK) zur Durchführung des 

Versorgungsausgleichs im Fall der Scheidung eines pflichtversicherten 

Mitglieds (§ 44 Absatz 3 der Satzung) sei nichtig, so das Oberlandes-

gericht (OLG) Frankfurt am Main. Der dort vorgesehene Wechsel des 

ausgleichsberechtigten Ehegatten in den Taarif für freiwillig Versicherte 

Ehezeit erworbenen Ansprüchen aus Altersvorsorge. Der Versorgungs-

Tausgleich erfolgt vorrangig durch die so genannte interne Teeilung der 

Anrechte. Das Familiengericht begründet dabei zugunsten des jeweils 

ausgleichsberechtigten Ehegatten bei dem jeweiligen Versorgungsträ-

T

ger ein Anrecht in Höhe des Ausgleichswerts, der dem hälftigen Wert 

des ehezeitlichen Anrechts möglichst nahekommen soll. Wegen der 

Einzelheiten der Durchführung der Teeilung eröffnet der Gesetzgeber 

dem Versorgungsträger einen gewissen Gestaltungsspielraum (§§ 10 

Absatz 3, 11 Absatz 1 VersAusglG), den dieser durch Regelungen in Ver-

sicherungsbedingungen oder seiner Satzung ausfüllen kann. Die ge-

T

troffene Regelung ist durch das Familiengericht darauf zu überprüfen, 

ob sie das Gebot der nicht exakt gleichen, aber doch gleichwertigen 

Teeilhabe der Ehegatten an den in der Ehezeit erworbenen Anrechten 

wahrt.

Das Familiengericht hatte hier die Gleichartigkeit der beiderseitigen

Anrechte aus diesen Zusatzversorgungen verneint und nur das Anrecht

des Ehemanns bei der EZVK entsprechend deren Vorschlag durch in-

Tterne Teeilung beim Versorgungsausgleich berücksichtigt. Die hiergegen

eingelegte Beschwerde hatte vor dem OLG Erfolg. „Anrechte in den

Zusatzversorgungseinrichtungen des öffentlichen und des kirchlichen

Dienstes (sind) gleichartig“, stellte das OLG fest. Das gelte auch für An-

rechte bei der EZVK, weil deren Satzungsregelung nichtig sei, soweit sie

anders als die Satzungen anderer Träger der Zusatzversorgung für den

Tausgleichsberechtigten Ehegatten einen Wechsel in den Taarif für freiwil-

Tlig Versicherte vorsehe. Diesen Taarif biete die EZVK pflichtversicherten

Mitgliedern als Zusatzversicherung an. Die Satzung der EZVK gewähr-

Ehe, F
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verstoße gegen das Gebot der gleichwertigen Teeilhabe (§ 11 Versor-

gungsausgleichsgesetz – VersAusglG). Die Entscheidung hat laut OLG 

Bedeutung für die rund 700.000 Versicherten der EZVK.

Im Rahmen eines Scheidungsverbundverfahrens war über den Aus-

gleich von Anrechten aus Zusatzversorgungskassen zu entscheiden. 

Der Ehemann hatte Ansprüche bei der EZVK erworben, die Ehefrau 

Ansprüche in der Zusatzversorgungskasse des öffentlichen Dienstes.

Im Zuge einer Ehescheidung wird in der Regel ein Versorgungsausgleich 

durchgeführt. Dabei sollen alle in der Ehezeit aufgebauten Anrechte 

auf Versorgung im Alter einzeln betrachtet und ihr Wert jeweils hälftig 

zwischen den Ehegatten ausgeglichen werden. Ziel des Versorgungs-

ausgleichs ist die gleichmäßige Teeilhabe der Ehegatten an den in der 

g g g g

Tleiste insoweit keine gleichwertige Teeilhabe der Ehegatten an den in der

Ehezeit erworbenen Anrechten (§ 11 Absatz 1 S. 1 VersAusglG).

Im entschiedenen Fall würde die ausgleichsberechtigte Ehefrau aus 

der freiwilligen Versicherung bis zur Vollendung des 80. Lebensjahres 

Tgeringere Leistungen erhalten, als ihr bei Teeilung in der Pflichtversi-

cherung zustünde. In der Chance auf spätere (nach Vollendung des 

80. Lebensjahres) höhere Leistungen liege angesichts ihres Vorverster-

bensrisikos kein angemessener Ausgleich. Zudem seien die garantier-

T

ersicherung höherten Leistungen in der Pflichtv r,, während Versicherte 

im Taarif der freiwilligen Versicherung nur auf Überschussbeteiligungen 

hoffen könnten, womit sie ein höheres Kapitalmarktrisiko tragen wür-

den. Für das zugunsten der Ehefrau übertragene Anrecht seien deshalb 
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Nießbrauchrecht an land- und forstwirtschaftlichem 
Betrieb ist kkein erbschaftsteuerlich begünstigtes
Vermögen 

Für den Erwerb eines Nießbrauchrechts an einem land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieb können die erbschaftsteuerlichen Begünstigun-

gen für Betriebsvermögen (Verschonungsabschlag und Freibetrag) 

nicht in Anspruch genommen werden. Dies hat das Finanzgericht (FG) 

Münster entschieden.

Die Klägerin war Alleinerbin ihres Ehemannes. Zum Nachlass gehörte 

unter anderem ein Nießbrauchrecht an einem land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieb. Diesen Betrieb hatte der Ehemann der Klägerin 

TJahr vor seinem Tood seinem Sohn übertragen und sich dabei an dem 

Hof und dem dazugehörigen Grundvermögen auf Lebensdauer einen 

unentgeltlichen Nießbrauch vorbehalten. Nach dem Übertragungs-

vertrag sollte nach dem Ableben des Ehemannes das Nießbrauchrecht 

der Klägerin auf deren Lebenszeit zustehen. In der Erbschaftsteuerer-

klärung setzte die Klägerin das Nießbrauchrecht als begünstigtes land- 

und forstwirtschaftliches Vermögen an.

Der Beklagte folgte der Auffassung der Klägerin nicht und unterwarf 

den Erwerb des Nießbrauchrechts an dem land- und forstwirtschaftli-

chen Betrieb und dem Grundvermögen im Erbschaftsteuerbescheid in 

vollem Umfang der Erbschaftsteuer.

Die hiergegen erhobene Klage hat das FG Münster abgewiesen. Auch 

wenn ein Nießbraucher ertragsteuerlich als Mitunternehmer des land- 

und forstwirtschaftlichen Betriebs anzusehen sei, bedeute dies nicht, 

dass das Nießbrauchrecht auch erbschaftsteuerlich begünstigt sei. Da 

es seit der gesetzlichen Neuregelung der erbschaftsteuerlichen Be-

günstigungsvorschriften zum 01.01.2009 nur noch auf die bewertungs-

rechtliche Definition des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 

ankomme, sei nach bewertungsrechtlichen und nicht nach ertragsteu-

erlichen Grundsätzen zu bestimmen, ob begünstigungsfähiges land- 

und forstwirtschaftliches Vermögen vorliege. Ein Nießbrauchrecht 

stelle zivilrechtlich ein Nutzungsrecht dar. Nutzungsrechte gehörten 

nach den einschlägigen gesetzlichen Regelungen nicht zum land- und 

Rentenversicherung: Anspruch gegen Bank auf Rück-
Tüberweisung nach Tood des Empfängers überzahlter 

Renten erlischt nicht durch Konto-Auflösung

Der Anspruch eines Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung gegen 

Teine Bank auf Rücküberweisung von nach dem Tood eines Versicherten 

überzahlten Renten erlischt nicht durch die Auflösung des Kontos des 

Rentenempfängers. Dies stellt der Große Senat des Bundessozialge-

richts (BSG) klar.

Ausgangspunkt des Verfahrens war ein Vorlagebeschluss des 5. Senats 

om 17des BSG v 7..8.2017 (B 5 R 26/14 R). Dieser beabsichtigte, von ei-

nem Urteil des 13. Senats vom 24.2.2016 (B 13 R 22/15 R) abzuwei-

chen. Während der 5. Senat die Auffassung vertrat, die Rücküberwei-

sung von zu Unrecht erbrachten Rentenleistungen könne nur erfolgen, 

wenn das Rentenzahlkonto noch vorhanden sei, hatte der 13. Senat 

in seinem Urteil die Ansicht vertreten, die Auflösung des Kontos führe 

nicht zum Untergang des Rücküberweisungsanspruchs.

Der Große Senat hat die Vorlagefrage unter Verweis auf Wortlaut, 

Entstehungsgeschichte sowie Sinn und Zweck der maßgeblichen Re-

gelung (§ 118 Absatz 3 Sozialgesetzbuch VI – SGB VI) im Sinne des 13. 

Senats beantwortet. Die Verpflichtung eines Geldinstituts, Geldleis-

tungen zurückzuzahlen, die auf ein Konto eines Empfängers bei ihm 

überwiesen wurden, setzt danach nicht zwingend den Fortbestand des 

Empfängerkontos beim Geldinstitut voraus. Der Gesetzgeber habe bei 

Schaffung des § 118 Absatz 3 SGB VI Fallgestaltungen, in denen das 

TGeldinstitut Kenntnis vom Tood des Rentenempfängers hat, nicht nur 

dem Risikobereich der Rentenversicherungsträger zuweisen wollen, 

sondern unter anderem auch jenem des kontoführenden Geldinstituts, 

so der Große Senat.

Bundessozialgericht, Entscheidung vom 20.02.2019, GS 1/18

Geerbte landwirtschaftliche Grundstücke: 
Zur Bodengewinnbesteuerung bei Veräußerung

Grundstücke eines vom Rechtsvorgänger übernommenen land- und 

Ehe, F

 

forstwirtschaftlichen Vermögen im bewertungsrechtlichen Sinn.

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 29.11.2019, 3 K 3014/16 Erb

forstwirtschaftlichen Betriebs verbleiben bis zur Veräußerung im Be-

triebsvermögen, wenn keine eindeutige und unmissverständliche Be-

triebsaufgabeerklärung abgegeben wird. Dies hat das Finanzgericht 

18

(FG) Baden-Württemberg entschieden. Etwaige Zweifel 

triebsaufgabe gingen zulasten des Steuerpflichtigen. Gege

wurde Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt (VI B 31/18)

Die Klägerin hatte 2007 landwirtschaftlich genutzte Grun

äußert, die sie bereits 1942 von ihrem Großvater geerbt h

zuletzt verpachtet waren. In der unter Mitwirkung eines 

ters gefertigten Einkommensteuererklärung der Klägerin

1963 war bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtscha

an einer Be-
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in der Regel dem Eigentümer der Grundstücke und der sonstigen Be-

triebsmittel. Dies gelte selbst dann, wenn der Eigentümer den Betrieb 

nicht selbst führe, sondern durch einen Dritten, zum Beispiel einen 

erwalterV r,, bewirtschaften lasse. Der Zurechnung an die Klägerin stehe 

daher nicht entgegen, dass sie zum Zeitpunkt des Erbfalls (1942) noch 

minderjährig gewesen sei, seit 1957 weitgehend in Spanien gelebt 

habe und der Betrieb nicht von der Klägerin selbst, sondern durch ihre 

Mutter geführt worden sei.

Der von der Klägerin übernommene land- und fortwirtschaftliche Be-

trieb sei nicht aufgegeben worden. Sie habe insbesondere im Rahmen 

der Einkommensteuererklärung für 1963 keine eindeutige und un-

missverständliche Betriebsaufgabeerklärung abgegeben. Mit dem Ver-

merk „Ab 1963 keine eigene Landwirtschaft mehr. Nur Verpachtung.“ 

Thabe sie nur die Taatsache mitgeteilt, dass sie ihre landwirtschaftlichen 

Grundstücke ab 1963 nicht mehr selbst bewirtschafte, sondern nur 

noch verpachte. Unter Berücksichtigung des im November 1963 er-

gangenen Urteils des Großen Senats des BFH GrS 1/63 S zum Wahl-

recht bei der Betriebsverpachtung spreche insoweit einiges dafür, dass 

bei dem Ausdruck „keine eigene Landwirtschaft mehr“ die Betonung 

auf dem Adjektiv „eigene“ liege und dem Finanzamt mitgeteilt werden 

sollte, dass ab 1963 Landwirtschaft „in der (anderen) Form der Ver-

pachtung“ erfolge. Hätte die Klägerin unter Mitwirkung ihres Steuer-

beraters zum Ausdruck bringen wollen, dass sie den Betrieb verpachtet 

habe, weil sie ihn aufgeben wolle, dann wäre die Verwendung des Wor-

tes „eigene“ überflüssig und missverständlich gewesen.

Eine Betriebsaufgabeerklärung ergebe sich auch nicht aus den von 

der Klägerin als Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erklärten 

Pachteinnahmen. Zum einen stelle die Erfassung der Pachteinnah-

men bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung nicht außer 

Zweifel, dass der Steuerpflichtige tatsächlich eine außerbetriebliche 

Nutzung des bisherigen Betriebes und damit die endgültige Aufgabe 

wolle. Zum anderen habe die Klägerin – bei genauer Betrachtung der 

Eintragung in dem damaligen Erklärungsformular – Einkünfte aus der 

„Verpachtung eines landwirtschaftlichen Betriebs“ erklärt.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 09.02.2018, 13 K 

3773/16

1963 war bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtscha

„Ab 1963 keine eigene Landwirtschaft mehr. Nur Verpach

Betriebsaufgabegewinn erklärte die Klägerin in der Einko

ererklärung 1963 nicht. Dort war unter „Veräußerungs

Sinn des § 14 Einkommensteuergesetz (EStG) laut beige

rung“ ein Leerzeichen eingetragen und auch keine Anlag

Als „Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung … vo

unbeweglichen Vermögen (zum Beispiel aus Verpachtung

wirtschaftlichen Betriebs) …“ hatte die Klägerin die Pach

erklärt. Nach der Veräußerung der Grundstücke im Jahr 2

das beklagte Finanzamt im Anschluss an eine Außenprüf

fassung, dass die Grundstücke bis zur Veräußerung zu eine

schaftlichen Betriebsvermögen der Klägerin gehört hätten

Veräußerung der so genannten Bodengewinnbesteuerung

Die hiergegen erhobene Klage wies das FG ab. Die veräuße

stücke seien bis zur Veräußerung Bestandteil des Betrieb

des landwirtschaftlichen Betriebs der Klägerin gewesen

Gesamtrechtsnachfolgerin ihres Großvaters übernomme

landwirtschaftliche Betrieb sei nicht im Rahmen der E

steuererklärung für 1963 aufgegeben worden. Das Bes

landwirtschaftlichen Betriebes und die Zurechnung der E

Land- und Forstwirtschaft setzten nicht voraus, dass de

haber selbst aktiv in der Landwirtschaft tätig werde. Der 

gerseite (bildhaft) betonte Umstand, weder der Großva

TKlägerin seien jemals „mit einem Trrecker über den Acke

oder hätten eine „Mistgabel in der Hand gehalten“, sei ste

nicht erheblich.

Die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft seien demje

rechnen, auf dessen Rechnung und Gefahr der Betrieb ge

Das sei derjenige, dem die Nutzungen des land- und fors

lichen Vermögens, insbesondere des Grund und Bodens
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Das Amtsgericht hat den Antrag zurückgewiesen. Die hiergegen ge-

richtete Beschwerde hatte vor dem OLG überwiegend Erfolg. Der An-

tragstellerin stehe Trrennungsunterhalt zu. Dieser Anspruch setze we-

Tder voraus, dass die Beteiligten vor der rrennung zusammengezogen 

sind oder zusammengelebt haben, noch, dass es zu einer Verflechtung 

der wechselseitigen Lebenspositionen und zu einer inhaltlichen Ver-

wirkung der Lebensgemeinschaft gekommen ist, betonte das OLG. 

Eine nur formell bestehende Ehe mit modifizierten beziehungsweise

 

Ehefrau T

UF 238/17

om 02.07

T

TT

die Regelungen über das Anrecht des Ehemanns entsprechend anzu

wenden.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Das OLG hat die 

schwerde zum BGH zugelassen. Die Frage, ob der in der 

EZVK vorgesehene Taarifwechsel bei interner Teeilung eines 

Pflichtversicherung dem Gebot der gleichwertigen Teeilha

che, sei bislang nicht entschieden und stelle sich in einer 

Verfahren.

Oberlandesgericht Frankfurt am Main, Beschluss v 7..2019, 6

7,, nicht rechtskräftig

Trennungsunterhalt auch ohne früheres 
Zusammenleben

Der Anspruch auf Trennungsunterhalt setzt weder voraus, dass die 

Beteiligten vor der Trennung zusammengezogen sind oder zusammen 

gelebt haben, noch, dass es zu einer Verflechtung der wechselseitigen 

Lebenspositionen und zu einer inhaltlichen Verwirklichung der Le-

bensgemeinschaft gekommen ist. Mit dieser Begründung sprach das 

Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main einer getrennt lebenden 

Trrennungsunterhalt zu.

Die Antragstellerin verlangt nach dem Scheitern ihrer Ehe Trennungs-

unterhalt. Sie heiratete den Antragsgegner im August 2017. Die Ehe 

war von den Eltern der Beteiligten, die einen indischen kulturellen Hin-

tergrund haben, arrangiert worden. Zum Zeitpunkt der Heirat lebte die 

Antragstellerin im Haushalt ihrer Eltern in Deutschland und arbeitete 

bei einer Bank. Der Antragsgegner arbeitete in Paris als Wertpapier-

händler. Nach der Eheschließung fanden an den Wochenenden regel-

mäßige gemeinsame Übernachtungen ohne sexuelle Kontakte statt. 

Es war geplant, dass die Antragsgegnerin sich nach Paris versetzen lässt 

und die Ehepartner dort gemeinsam leben. Die Eheleute verfügten 

über kein gemeinsames Konto und verbrauchten ihre Einkünfte jeweils 

für sich selbst.

Nach einer Aussprache im August 2018 trennten sich die Parteien. Das 

Scheidungsverfahren ist noch anhängig. Die Antragstellerin begehrt 

nun Trennungsunterhalt, da der Antragsgegner mehr verdient habe als 

sie. Sie hätten ein „ganz normales Eheleben“ geführt.

Eine nur formell bestehende Ehe mit modifizierten beziehungsweise 

verminderten als den gesetzlichen Rechten gebe es nicht. Der Unter-

haltsanspruch während bestehender Ehe setze auch nicht voraus, dass 

die Beteiligten sich eine Zeit lang wirtschaftlich aufeinander einge-

stellt hätten. Da der Unterhaltsanspruch kraft Gesetzes nicht durch 

eine Vereinbarung beschränkt werden dürfe, könne er auch nicht durch 

ein Verhalten der Beteiligten für die Zukunft eingeschränkt werden.

Der Anspruch sei auch nicht verwirkt. Der Verwirkungsgrund der kur-

zen Ehedauer gelte für den Anspruch auf Trennungsunterhalt nicht. 

Darüber hinaus liege hier auch keine nur kurze Ehedauer vor, da die 

Ehe bis zur Scheidung fortdauere. Dass die Eheleute vereinbart hätten, 

nach der Eheschließung keine eheliche Lebensgemeinschaft aufzuneh-

men, sodass aus diesen Gründen Verwirkung im Raum stehe, könne 

hier ebenfalls nicht festgestellt werden. Die Parteien hätten vielmehr 

geplant, dass die Antragstellerin sich nach Paris versetzen lässt, um ein 

gemeinsames Leben zu führen.

Gegen den Beschluss ist im Hinblick auf eine abweichende Entschei-

dung des OLG Hamburg (Beschluss vom 30.01.2001, 2 UF 17/00) die 

Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof zugelassen worden.

OLG Frankfurt am Main, Beschluss vom 12.07.2019, 4 UF 123/19
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Nießbrauchrecht an land- und forstwirtschaftlichem 
Betrieb ist kkein erbschaftsteuerlich begünstigtes
Vermögen 

Für den Erwerb eines Nießbrauchrechts an einem land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieb können die erbschaftsteuerlichen Begünstigun-

gen für Betriebsvermögen (Verschonungsabschlag und Freibetrag) 

nicht in Anspruch genommen werden. Dies hat das Finanzgericht (FG) 

Münster entschieden.

Die Klägerin war Alleinerbin ihres Ehemannes. Zum Nachlass gehörte 

unter anderem ein Nießbrauchrecht an einem land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieb. Diesen Betrieb hatte der Ehemann der Klägerin 

TJahr vor seinem Tood seinem Sohn übertragen und sich dabei an dem 

Hof und dem dazugehörigen Grundvermögen auf Lebensdauer einen 

unentgeltlichen Nießbrauch vorbehalten. Nach dem Übertragungs-

vertrag sollte nach dem Ableben des Ehemannes das Nießbrauchrecht 

der Klägerin auf deren Lebenszeit zustehen. In der Erbschaftsteuerer-

klärung setzte die Klägerin das Nießbrauchrecht als begünstigtes land- 

und forstwirtschaftliches Vermögen an.

Der Beklagte folgte der Auffassung der Klägerin nicht und unterwarf 

den Erwerb des Nießbrauchrechts an dem land- und forstwirtschaftli-

chen Betrieb und dem Grundvermögen im Erbschaftsteuerbescheid in 

vollem Umfang der Erbschaftsteuer.

Die hiergegen erhobene Klage hat das FG Münster abgewiesen. Auch 

wenn ein Nießbraucher ertragsteuerlich als Mitunternehmer des land- 

und forstwirtschaftlichen Betriebs anzusehen sei, bedeute dies nicht, 

dass das Nießbrauchrecht auch erbschaftsteuerlich begünstigt sei. Da 

es seit der gesetzlichen Neuregelung der erbschaftsteuerlichen Be-

günstigungsvorschriften zum 01.01.2009 nur noch auf die bewertungs-

rechtliche Definition des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 

ankomme, sei nach bewertungsrechtlichen und nicht nach ertragsteu-

erlichen Grundsätzen zu bestimmen, ob begünstigungsfähiges land- 

und forstwirtschaftliches Vermögen vorliege. Ein Nießbrauchrecht 

stelle zivilrechtlich ein Nutzungsrecht dar. Nutzungsrechte gehörten 

nach den einschlägigen gesetzlichen Regelungen nicht zum land- und 

Rentenversicherung: Anspruch gegen Bank auf Rück-
Tüberweisung nach Tood des Empfängers überzahlter 

Renten erlischt nicht durch Konto-Auflösung

Der Anspruch eines Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung gegen 

Teine Bank auf Rücküberweisung von nach dem Tood eines Versicherten 

überzahlten Renten erlischt nicht durch die Auflösung des Kontos des 

Rentenempfängers. Dies stellt der Große Senat des Bundessozialge-

richts (BSG) klar.

Ausgangspunkt des Verfahrens war ein Vorlagebeschluss des 5. Senats 

om 17des BSG v 7..8.2017 (B 5 R 26/14 R). Dieser beabsichtigte, von ei-

nem Urteil des 13. Senats vom 24.2.2016 (B 13 R 22/15 R) abzuwei-

chen. Während der 5. Senat die Auffassung vertrat, die Rücküberwei-

sung von zu Unrecht erbrachten Rentenleistungen könne nur erfolgen, 

wenn das Rentenzahlkonto noch vorhanden sei, hatte der 13. Senat 

in seinem Urteil die Ansicht vertreten, die Auflösung des Kontos führe 

nicht zum Untergang des Rücküberweisungsanspruchs.

Der Große Senat hat die Vorlagefrage unter Verweis auf Wortlaut, 

Entstehungsgeschichte sowie Sinn und Zweck der maßgeblichen Re-

gelung (§ 118 Absatz 3 Sozialgesetzbuch VI – SGB VI) im Sinne des 13. 

Senats beantwortet. Die Verpflichtung eines Geldinstituts, Geldleis-

tungen zurückzuzahlen, die auf ein Konto eines Empfängers bei ihm 

überwiesen wurden, setzt danach nicht zwingend den Fortbestand des 

Empfängerkontos beim Geldinstitut voraus. Der Gesetzgeber habe bei 

Schaffung des § 118 Absatz 3 SGB VI Fallgestaltungen, in denen das 

TGeldinstitut Kenntnis vom Tood des Rentenempfängers hat, nicht nur 

dem Risikobereich der Rentenversicherungsträger zuweisen wollen, 

sondern unter anderem auch jenem des kontoführenden Geldinstituts, 

so der Große Senat.

Bundessozialgericht, Entscheidung vom 20.02.2019, GS 1/18

Geerbte landwirtschaftliche Grundstücke: 
Zur Bodengewinnbesteuerung bei Veräußerung

Grundstücke eines vom Rechtsvorgänger übernommenen land- und 

Ehe, F

 

forstwirtschaftlichen Vermögen im bewertungsrechtlichen Sinn.

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 29.11.2019, 3 K 3014/16 Erb

forstwirtschaftlichen Betriebs verbleiben bis zur Veräußerung im Be-

triebsvermögen, wenn keine eindeutige und unmissverständliche Be-

triebsaufgabeerklärung abgegeben wird. Dies hat das Finanzgericht 
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(FG) Baden-Württemberg entschieden. Etwaige Zweifel 

triebsaufgabe gingen zulasten des Steuerpflichtigen. Gege

wurde Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt (VI B 31/18)

Die Klägerin hatte 2007 landwirtschaftlich genutzte Grun

äußert, die sie bereits 1942 von ihrem Großvater geerbt h

zuletzt verpachtet waren. In der unter Mitwirkung eines 

ters gefertigten Einkommensteuererklärung der Klägerin

1963 war bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtscha

an einer Be-

en das Urteil 
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enigen zuzu-

eführt werde. 

stwirtschaft-

s, zustünden, 

in der Regel dem Eigentümer der Grundstücke und der sonstigen Be-

triebsmittel. Dies gelte selbst dann, wenn der Eigentümer den Betrieb 

nicht selbst führe, sondern durch einen Dritten, zum Beispiel einen 

erwalterV r,, bewirtschaften lasse. Der Zurechnung an die Klägerin stehe 

daher nicht entgegen, dass sie zum Zeitpunkt des Erbfalls (1942) noch 

minderjährig gewesen sei, seit 1957 weitgehend in Spanien gelebt 

habe und der Betrieb nicht von der Klägerin selbst, sondern durch ihre 

Mutter geführt worden sei.

Der von der Klägerin übernommene land- und fortwirtschaftliche Be-

trieb sei nicht aufgegeben worden. Sie habe insbesondere im Rahmen 

der Einkommensteuererklärung für 1963 keine eindeutige und un-

missverständliche Betriebsaufgabeerklärung abgegeben. Mit dem Ver-

merk „Ab 1963 keine eigene Landwirtschaft mehr. Nur Verpachtung.“ 

Thabe sie nur die Taatsache mitgeteilt, dass sie ihre landwirtschaftlichen 

Grundstücke ab 1963 nicht mehr selbst bewirtschafte, sondern nur 

noch verpachte. Unter Berücksichtigung des im November 1963 er-

gangenen Urteils des Großen Senats des BFH GrS 1/63 S zum Wahl-

recht bei der Betriebsverpachtung spreche insoweit einiges dafür, dass 

bei dem Ausdruck „keine eigene Landwirtschaft mehr“ die Betonung 

auf dem Adjektiv „eigene“ liege und dem Finanzamt mitgeteilt werden 

sollte, dass ab 1963 Landwirtschaft „in der (anderen) Form der Ver-

pachtung“ erfolge. Hätte die Klägerin unter Mitwirkung ihres Steuer-

beraters zum Ausdruck bringen wollen, dass sie den Betrieb verpachtet 

habe, weil sie ihn aufgeben wolle, dann wäre die Verwendung des Wor-

tes „eigene“ überflüssig und missverständlich gewesen.

Eine Betriebsaufgabeerklärung ergebe sich auch nicht aus den von 

der Klägerin als Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erklärten 

Pachteinnahmen. Zum einen stelle die Erfassung der Pachteinnah-

men bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung nicht außer 

Zweifel, dass der Steuerpflichtige tatsächlich eine außerbetriebliche 

Nutzung des bisherigen Betriebes und damit die endgültige Aufgabe 

wolle. Zum anderen habe die Klägerin – bei genauer Betrachtung der 

Eintragung in dem damaligen Erklärungsformular – Einkünfte aus der 

„Verpachtung eines landwirtschaftlichen Betriebs“ erklärt.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 09.02.2018, 13 K 

3773/16

1963 war bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtscha

„Ab 1963 keine eigene Landwirtschaft mehr. Nur Verpach

Betriebsaufgabegewinn erklärte die Klägerin in der Einko

ererklärung 1963 nicht. Dort war unter „Veräußerungs

Sinn des § 14 Einkommensteuergesetz (EStG) laut beige

rung“ ein Leerzeichen eingetragen und auch keine Anlag

Als „Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung … vo

unbeweglichen Vermögen (zum Beispiel aus Verpachtung

wirtschaftlichen Betriebs) …“ hatte die Klägerin die Pach

erklärt. Nach der Veräußerung der Grundstücke im Jahr 2

das beklagte Finanzamt im Anschluss an eine Außenprüf

fassung, dass die Grundstücke bis zur Veräußerung zu eine

schaftlichen Betriebsvermögen der Klägerin gehört hätten

Veräußerung der so genannten Bodengewinnbesteuerung

Die hiergegen erhobene Klage wies das FG ab. Die veräuße

stücke seien bis zur Veräußerung Bestandteil des Betrieb

des landwirtschaftlichen Betriebs der Klägerin gewesen

Gesamtrechtsnachfolgerin ihres Großvaters übernomme

landwirtschaftliche Betrieb sei nicht im Rahmen der E

steuererklärung für 1963 aufgegeben worden. Das Bes

landwirtschaftlichen Betriebes und die Zurechnung der E

Land- und Forstwirtschaft setzten nicht voraus, dass de

haber selbst aktiv in der Landwirtschaft tätig werde. Der 

gerseite (bildhaft) betonte Umstand, weder der Großva

TKlägerin seien jemals „mit einem Trrecker über den Acke

oder hätten eine „Mistgabel in der Hand gehalten“, sei ste

nicht erheblich.

Die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft seien demje

rechnen, auf dessen Rechnung und Gefahr der Betrieb ge

Das sei derjenige, dem die Nutzungen des land- und fors

lichen Vermögens, insbesondere des Grund und Bodens
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Eier müssen tatsächlich von auf Verpackung 
ausgewiesenem Hof stammen

Wer Eier eines bestimmten Hofes auf dem Eierkarton bewirbt, muss 

auch dafür sorgen, dass die Eier tatsächlich von Legehennen dieses Be-

triebs kommen. Dies hat das OLG Stuttgart entschieden.

Auf das Urteil wies die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg hin, 

die in dem Verfahren wegen Irreführung von Verbrauchern geklagt hat-

te. Wie die Verbraucherzentrale mitteilt, hatte die Werbung auf dem 

Eierkarton einen regionalen Erzeugerhof beworben. Enthalten gewe-

sen seien jedoch Eier aus einem anderen, rund 100 Kilometer entfernt 

gelegenen Betrieb.

Die Verbraucherzentrale mahnte sowohl den auf dem Karton ausge-

wiesenen Hof als auch den Einzelhändler ab, der die Eier zum Verkauf 

angeboten hatte. Schließlich reichte sie Unterlassungsklage ein. In ers-

ter Instanz verlor sie beide Verfahren. Das Landgericht Stuttgart mein-

te, dass dem Verbraucher ein Transportweg von über 100 Kilometern 

letztendlich gleichgültig sei und verneinte eine Irreführung.

Die Verbraucherzentrale legte eigenen Angaben zufolge gegen die Ur-

teile Berufung ein. In den mündlichen Verhandlungen am 18.04.2019 

habe das OLG Stuttgart nun ihre Auffassung bestätigt, dass die Ver-

marktung von Eiern in der beschriebenen Weise irreführend sei, wenn 

die Eier nicht auf dem ausgewiesenen Hof erzeugt worden seien, die 

Aufmachung des Eierkartons aber genau das nahelege. Denn für Ver-

braucher seien auch Informationen über Herkunft und rransportwege

kaufentscheidend. Auf Anraten des OLG Stuttgart hätten die Beklag-

Der Antragsteller ist ein Verein, der sich zugunsten seiner Mitglieder 

für die Einhaltung der Regeln des lauteren Wettbewerbs einsetzt. Der 

Antragsgegner arbeitet als so genannter Aquascaper und gestaltet 

Aquarienlandschaften. Über seinen Instagram-Account präsentiert er 

Aquarien, Aquarienzubehör und Wasserpflanzen. Er zeigt dort unter 

anderem Wasserpflanzen einer Firma, für die er seinen eigenen Anga-

ben nach den Bereich „social media“ verantwortet.

Klickt der Nutzer auf ein vom Antragsgegner eingestelltes Bild, erschei-

nen die Namen von Firmen oder Marken der gezeigten Produkte. Ein

weiterer Klick leitet den Nutzer auf den Instagram-Account dieser Firma.

Der Antragsteller meint, die Produktpräsentationen des Antrags-

gegners stellten verbotene redaktionelle Werbung – so genannte 

Schleichwerbung – dar. Er beantragte deshalb, es dem Antragsgegner 

zu untersagen, im geschäftlichen Verkehr in sozialen Medien, beispiels-

weise Instagram, kommerzielle Inhalte vorzustellen, ohne den kom-

merziellen Zweck der Veröffentlichung zu verdeutlichen. Das Landge-

richt hatte diesen Antrag zurückgewiesen.

Die hiergegen gerichtete Beschwerde hatte vor dem OLG Erfolg. Der 

Antragsgegner handele unlauter im Sinne der §§ 3, 5 a Absatz 6 des 

Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, stellte das OLG fest. Er 

habe den kommerziellen Zweck seiner Handlung nicht kenntlich ge-

macht, der sich auch nicht unmittelbar aus den Umständen ergebe. 

Der Instagram-Account des Antragsgegners stelle eine geschäftliche 

Handlung dar. Erfasst werde insoweit jedes Verhalten einer Person 

zugunsten des eigenen oder eines fremden Unternehmens vor einem 

Geschäftsabschluss, das mit der Förderung des Absatzes von Waren 

Wirtschaft
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ten die Unterlassungsansprüche anerkannt.

Verbraucherzentrale Baden-Württemberg, PM vom 26.06.2019 zu 

Oberlandesgericht Stuttgart, 2 U 145/18 und 2 U 152/18

Influencer: Getarnte Weerbung auf Instagram unzulässig

Empfiehlt ein „Influencer“ ein Produkt, ohne den kommerziellen 

Zweck kenntlich zu machen, stellt dies verbotene getarnte Werbung 

dar, wenn er sich hauptberuflich mit dem Geschäftsbereich des Pro-

dukts beschäftigt und geschäftliche Beziehungen zu den Unternehmen 

unterhält, deren Produkte er empfiehlt. Mit dieser Begründung unter-

sagte das OLG Frankfurt am Main getarnte Werbung auf Instagram. 

, g

objektiv zusammenhänge.

Bei dem streitgegenständlichen Internetauftritt handele es sich um

Werbung, die den Absatz der dort präsentierten Aquarien und Aquari-

enzubehörartikel fördern solle. „Dass es sich hierbei um eine Präsenta-

tion des auf Instagram als (...) auftretenden Antragsgegners handelt,

steht der Annahme einer geschäftlichen Handlung nicht entgegen, weil

dieser nach der Einschätzung des Senats hierfür Entgelte oder sonstige

Vorteile, wie zum Beispiel Rabatte oder Zugaben erhält“, ergänzt das

OLG. Dafür spreche zum einen, dass der Antragsgegner sich beruflich

mit der Gestaltung von Aquarienlandschaften beschäftige. Zum ande-

ren liege es nicht nur nahe, sondern sei hinsichtlich einer Firma auch

belegt, dass er geschäftliche Beziehungen zu den Unternehmen un-
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das Heilmittelwerbegesetz zu erlassen gewesen. Mit diesen Regelungen

habe sich das Urteil des EuGH nicht befasst. Die Regelungen verfolgten

auch einen anderen Zweck als die Preisbindung im Arzneimittelrecht.

.07LG Düsseldorf, Urteil vom 17 7..2019, 15 O 436/16, nicht rechtskräftig

Textilien: Gattungsbezeichnung ist keine 
ordnungsgemäße Leistungsbeschreibung
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terhalte, deren Produkte er präsentiere. „Im Übrigen ist die 

der präsentierten Produkte mit dem Instagram-Account des jeweiligen

Herstellers ein starkes Indiz r,, dass es dem Antragsgegner nicht nur

um eine private Meinungsäußerung geht, er vielmehr mit der 

tion einem kommerziellen Zweck verfolgt“, stellt das OLG 

Die geschäftliche Handlung sei hier auch geeignet, den Verbraucher zu

einer geschäftlichen Entscheidung zu veranlassen, die er andernfalls 

getroffen hätte. Insoweit genüge das Öffnen einer Internetseite, die es

ermögliche, sich näher mit einem bestimmten Produkt zu befassen.

OLG Frankfurt am Main, Beschluss vom 28.06.2019, 6 W 35/19

Versandapotheke bekommt keinen Schadenersatz 
wegen Untersagung v Weerbemaßnahmen

Eine Versandapotheke ist mit ihrer Schadenersatzklage gegen die Apo-

thekerkammer Nordrhein gescheitert. Die Apotheke hatte geltend 

gemacht, ihr sei durch den Vollzug zu Unrecht ergangener Werbe-

Verbote ein Schaden von knapp 14 Millionen Euro entstanden. Das LG 

Düsseldorf erachtete die Verbote indes für rechtens.

Die Versandapotheke hatte im Rahmen verschiedener Weerbemaßnahmen

mit Gutscheinen, zum Beispiel für ein Hotel, Kostenerstattungen oder Prä-

mien, um Kunden geworben. Die Apothekerkammer war der Ansicht, dass

dieses Voorgehen gegen die für Arzneimittel bestehende Preisbindung ver-

stoße. Sie erwirkte reeren Fällen einstweilige Verfügungen

und ließ der Versandapotheke die Werbemaßnahmen untersagen.

Die Versandapotheke argumentierte vor dem LG Düsseldorf, aufgrund 

eines zwischenzeitlich ergangenen Urteils des Europäischen Gerichts-

hofes (EuGH) stehe fest, dass die Werbemaßnahmen zulässig gewesen 

und die Verbotsverfügungen daher zu Unrecht ergangen seien. Das 

deutsche Arzneimittelpreisrecht gelte nach dem Urteil des EuGH nicht 

für im Wege des Versandhandels nach Deutschland eingeführte Arz-

neimittel. Der Vollzug der Verbotsverfügungen habe bei ihr den gel-

tend gemachten Schaden verursacht.

Das LG Düsseldorf hat entschieden, dass die betroffenen einstweiligen

Verfügungen trotz der Entscheidung des EuGH zu Recht ergangen sind

TDer Kläger betreibt einen Großhandel mit Teextilien. Das Finanzamt

kürzte im Rahmen einer Umsatzsteuersonderprüfung den vom Kläger 

geltend gemachten Vorsteuerabzug aus diversen Rechnungen auf-

grund mangelhafter Warenbezeichnungen. Hierbei handelt es sich um 

Rechnungen, bei denen die Waren lediglich mit Stichworten wie „Blu-

T

TTsen“, „Jacken“, „Pullover“, „T--Shirts“, „Toops“ oder „Röcke“ bezeichnet 

werden. Hiergegen wandte der Kläger ein, dass im Teextilgroßhandel 

insbesondere im Niedrigpreissektor detailliertere Bezeichnungen nicht 

handelsüblich seien.

Dem ist das FG Münster nicht gefolgt und hat die Klage abgewiesen.

Die Rechnungen enthielten keine hinreichenden Leistungsbeschreibun-

gen und berechtigten daher nicht zum Vorsteuerabzug. Eine Rechnung

müsse Angaben tatsächlicher Art enthalten, welche die Identifizierung

der Leistung ermöglichen, um eine mehrfache Abrechnung der Leistung

auszuschließen. Daher müsse der Leistungsgegenstand eine eindeutige

und leicht nachprüfbare Feststellung der Leistung ermöglichen.

Dies erfordere insbesondere eine handelsübliche Bezeichnung der Leis-

tung, was bei lediglich abstrakten Warenbezeichnungen wie in den streit-

befangenen Rechnungen nicht der Fall sei. Eine eindeutige und leicht

nachprüfbare Identifizierung der einzelnen Leistungen lasse sich anhand

dieser Bezeichnungen nicht vornehmen. Die Waren hätten vielmehr wei-

tergehend umschrieben werden müssen, etwa nach Hersteller, Modell-

typ, Schnittform, Material, Muster, Farbe, Größe oder unter Bezugnahme

eissektor zumutbar

auf eine Artikel- oder Chargennummer. Die Angabe zumindest gewisser

solcher Merkmale sei auch im Niedrigpr r,, denn auch

Wder Weeiterverkauf an Endverbraucher in einem Ladenlokal erfordere eine

Sortierung nach Modelltypen und Größen. Andere Unterlagen zur Identi-
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und die Apothekerkammer Nordrhein deshalb keinen Schadenersatz zah-

len muss. Die Weerbemaßnahmen wären nämlich jedenfalls wegen eines

Verstoßes gegen das Gesetz gegen den unlauteren Weettbewerb sowie

fizierung der Leistungen habe der Kläger nicht vorgelegt.

om 17FG Münster, Mitteilung v 7..06.2019 zum Urteil 5 K 3770/17 vom 

14.03.2019
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Curcumin-Kapseln: Gesundheitswerbung untersagt

Das Landgericht Lüneburg hat der Dr. Loges + Co. GmbH untersagt, 

mit einer gesundheitsfördernden Wirkung seines Curcumin-Präparats 

zu werben. Hierauf weist der Verbrauchzentrale Bundesverband (vzbv) 

hin, der gegen Werbeaussagen geklagt hatte, die den Eindruck erweck-

ten, das Nahrungsergänzungsmittel eigne sich für die Behandlung von 

Entzündungen.

Das Unternehmen Dr. Loges + Co. GmbH hatte nach Angaben des 

vzbv im Internet für seine Curcumin-Kapseln geworben. Das Produkt 

unterstütze „mit Vitamin D eine gesunde Immunantwort bei Entzün-

dungen“. Wie wichtig Curcumin sei, zeige sich daran, dass es in den 

Leitlinien der Ärzte zur Therapie von chronischen Entzündungen des 

Dick- und Mastdarms empfohlen werde.

Die Richter schlossen sich der Auffassung des vzbv an, dass beide Aus-

sagen unzulässig sind. Das Unternehmen suggeriere, Curcumin-Kap-

seln könnten zur Bekämpfung von Entzündungen eingesetzt werden. 

Das verstoße gegen die Lebensmittelinformations-Verordnung der EU. 

Danach dürfe die Werbung für ein Lebensmittel nicht den Eindruck 

erwecken, es sei zur Vorbeugung, Behandlung oder Heilung mensch-

licher Krankheiten geeignet.

Das Unternehmen könne sich nicht auf die in der EU zugelassene Aus-

sage berufen, Vitamin D trage zu einer normalen Funktion des Immun-

systems bei. Das sei eine völlig andere Aussage als die Behauptung, das 

Produkt könne zur Behandlung von Entzündungen eingesetzt werden. 

Die Aussage, Curcumin werde in den Leitlinien der Ärzte zur Therapie 

von Dick- und Mastdarmentzündungen empfohlen, sei zudem irrefüh-

rend. In den Leitlinien gebe es nur eine eingeschränkte Empfehlung auf 

unterster Stufe.

Verbraucherzentrale Bundesverband, PM vom 18.02.2019 zu LG Lüne-

burg, Urteil vom 13.11.2018, 11 O 19/18, nicht rechtskräftig

auf WLebensmittel: Ursprungsland Weerbeschildern 
muss stimmen

auf die Angaben auf Schildern im Supermarkt, argumentierte das Ge-

richt. Gegen den Discounter hatte der Verbraucherzentrale Bundesver-

band (vzbv) geklagt.

Nach Angaben des vzbv hatte Netto in einer Filiale in Frankfurt am 

Main auf Schildern mit unzutreffenden Herkunftsangaben für Obst 

und Gemüse geworben. Die Kartoffeln seien nicht aus Italien, sondern 

aus Frankreich gekommen, die Minitomaten statt aus den Niederlan-

den aus Spanien. Die vermeintlich spanischen Pfirsiche stammten aus 

Italien, die Trauben seien nicht in Ägypten, sondern in Indien geerntet 

worden. Das hätten die Verbraucher jedoch erst bei genauem Lesen 

der Verpackungen erkennen können. Dort sei das richtige Ursprungs-

land genannt worden.

Trotz der falschen Angaben habe Netto behauptet, es liege keine Irre-

führung vor. Der durchschnittliche Verbraucher wisse, dass allein die 

Verpackungsbeschriftung maßgeblich sei.

Das Gericht habe klargestellt, dass die korrekte Angabe auf der Verpa-

ckung ein Unternehmen noch lange nicht dazu berechtige, auf Schil-

dern mit einem falschen Ursprungsland zu werben. Die Herkunft eines 

Lebensmittels sei für viele ein wichtiges Kriterium für die Kaufent-

scheidung. Dabei verlasse sich der durchschnittliche Verbraucher auf 

die Angaben auf Schildern, die von der Decke hängen oder an Regalen 

angebracht sind. Er müsse nicht mehrfach nachlesen, um nach dem 

Ursprungsland zu forschen.

Verbraucherzentrale Bundesverband, PM vom 06.03.2019 zu LG Am-

berg, Urteil vom 28.01.2019, 41 HK O 784/18, nicht rechtskräftig

Arzneimittelautomat: Verbot bestätigt

Das Verwaltungsgericht (VG) Karlsruhe hat ein behördliches Verbot, 

apothekenpflichtige Arzneimittel mittels eines Automaten in den Ver-

kehr zu bringen, bestätigt.

Die Klägerin, eine niederländische Versandapotheke, bot seit dem 

19.04.2017 in der Gemeinde Hüffenhardt eine „pharmazeutische Vi-

deoberatung mit angegliederter Arzneimittelabgabe“ an. Dazu wurde 

der Kunde in den Räumen einer ehemaligen Apotheke in Hüffenhardt 

Wirtschaft

Das Landgericht Amberg hat es der Netto Marken-Discount AG & Co. 

KG untersagt, auf Regal- und Hängeschildern mit falschen Herkunfts-

ländern von Obst und Gemüse zu werben. Verbraucher verließen sich 

über ein Videoterminal mit einem in den Niederlanden befindlichen 

TApotheker beziehungsweise Pharmazeutisch-Teechnischen-Assistenten 

verbunden. Dieser entschied dann unter anderem nach Kontrolle des 
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eingescannten ärztlichen Rezepts über die Ausgabe des vo

den gewünschten Medikaments durch den mit einem Med

lager verbundenen Arzneimittelautomaten.

Das Regierungspräsidium Karlsruhe untersagte der Kläge

tere Abgabe apothekenpflichtiger Arzneimittel sowie m

Wirkung die weitere Abgabe verschreibungspflichtiger 

mittels des Automaten. Zur Begründung führte das Regi

dium aus die Klägerin verstoße gegen das Arzneimittelg

 

on dem Kun-

dikamenten-

erin die wei-

mit sofortiger 

Arzneimittel 

ierungspräsi-

gesetz, da sie 

eke und nicht 

Begründung 

i der Abgabe 

eine Art des 

erländischen 

das behördli-

die Klage ab-

or. Die Betei-

rteil des VG 

3 K 5393/177,,

: 

n Auskunfts-

en unbescha-

nd glaubhaft 

nde oder zu-

uschließende 

feststellbare, 

en und gegen 

s öffentliches 

nnen. Hierauf 

h in Betracht, 

ung der kon-

mit einem er-

mäßigten Umsatzsteuersatz Wettbewerbsnachteile von erheblichem 

Gewicht erleidet, könne es unbeschadet des Steuergeheimnisses vom 

Finanzamt Auskunft über den für den Konkurrenten angewandten 

Steuersatz verlangen.

Wird ein Steuerpflichtiger rechtswidrig nicht oder zu niedrig besteu-

ert, würden dadurch in der Regel Rechte eines an dem betreffenden 

Steuerschuldverhältnis nicht beteiligten Dritten nicht verletzt. Anders 

sei es nurr,, wenn die Nichtbesteuerung oder zu niedrige Besteuerung 

gegen eine Norm verstößt, die nicht ausschließlich im Interesse der 

Allgemeinheit, insbesondere im öffentlichen Interesse an der ge-

setzmäßigen Steuererhebung und Sicherung des Steueraufkommens 

erlassen wurde, sondern zumindest auch dem Schutz der Interessen 

einzelner an dem betreffenden Steuerschuldverhältnis nicht beteilig-

ter Dritter zu dienen bestimmt ist. Danach genüge nicht die Verletzung 

von Normen, bei denen der Dritte nur infolge einer Reflexwirkung der 

Normanwendung begünstigt wird.

Die Auskunftserteilung setzt laut FG nicht die Feststellung voraus, 

dass dem Auskunftsantragsteller die von ihm behaupteten Rechte, 

die er auf der Grundlage der ihm erteilten Auskunft verfolgen möch-

te, tatsächlich zustehen. Für das Eingreifen von § 30 Absatz 4 Nr. 1 

Abgabenordnung (AO) in Verbindung mit Absatz 2 Nr. 1a AO genüge, 

dass die Auskunft der Durchführung eines Verfahrens in Steuersachen 

dient, also geeignet ist, dort im Rahmen einer rechtlichen Argumen-

tation mit einer gewissen Aussicht auf Erfolg sinnvoll verwendet zu 

werden. Voraussetzung für die Auskunftserteilung sei danach nicht, 

dass der gegenüber dem Konkurrenten ergangene Bescheid den Aus-

kunftssuchenden in seinen Rechten verletzt. Er habe Anspruch auf die 

von ihm begehrte Auskunft vielmehr schon dann, wenn die Erhebung 

einer erfolgversprechenden Klage gegen diesen Bescheid in rechtlicher 

und tatsächlicher Hinsicht nicht deshalb von vornherein ausgeschlos-

sen erscheint, weil klar und eindeutig ist, dass Rechte des Klägers durch 

die steuerliche Behandlung der Umsätze des Konkurrenten nicht ver-

letzt sind.

Finanzgericht Hessen, Urteil vom 11.12.2018, 4 K 977/16

 

dium aus, die Klägerin verstoße gegen das Arzneimittelg

apothekenpflichtige Arzneimittel außerhalb einer Apothe

im Rahmen ihres Versandhandels in den Verkehr bringe.

Gegen diesen Bescheid hat die Klägerin geklagt. In der 

ihrer Klage vertrat sie insbesondere den Standpunkt, bei

der Medikamente mittels Videochat handele es sich um 

Versandhandels. Ihr Handeln sei deswegen von ihrer niede

Versandhandelserlaubnis gedeckt. Außerdem verstoße d

che Verbot gegen Europarecht.

Das VG ist dieser Argumentation nicht gefolgt und hat d

gewiesen. Die Entscheidungsgründe liegen noch nicht vo

ligten können die Zulassung der Berufung gegen das U

beantragen.

Verwaltungsgericht Karlsruhe, Urteil vom 04.04.2019, 3

nicht rechtskräftig

Steuerliche Behandlung eines Konkurrenten
Voraussetzungen eines Auskunftsanspruchs

Ein Steuerpflichtiger hat einen verfassungsunmittelbaren

anspruch hinsichtlich der Besteuerung eines Konkurrente

det des Steuergeheimnisses dann, wenn er substantiiert u

Tdarlegt, durch eine aufgrund von Taatsachen zu vermuten

mindest nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auszu

unzutreffende Besteuerung eines Konkurrenten konkret f

Tdurch Taatsachen belegte Wettbewerbsnachteile zu erleide

die Steuerbehörde mit Aussicht auf Erfolg ein subjektives

Recht auf steuerlichen Drittschutz geltend machen zu kön

weist das Finanzgericht (FG) Hessen hin. Kommt ernstlich

dass ein Unternehmen durch die rechtswidrige Besteueru

kurrierenden Leistungen eines gemeinnützigen Vereins m
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